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LflLEI]
E)au-Lind Bstriebsq®n®limigum nacl` d®m Bav®risch®n Eb®nbahn+und Sellbahng®.®tz

Vollzug de3  Bayerischen  Eisenbahn- und  S®ilbahngesetzea  (BayESG),  d®s  Baiugüdbu-
ch®s (BauGB) Lmd der Bayeri3chen BaLiordnung (BayBO);
NeiJbaLi  ®in®r  kuppelbaron Zw®is®ilumlaufbalm  mit loer Kabln®n (N®b®lriombahn)  durch
die Nebelhombahn AG, Nebelhomgtra8® e7, 87561 0b®rstdorf

Anlaaem          2 0rdner Geneh m ig u ngsunterlagen
1  Kostenrechnung

Das Landratsamt Oberallgäu erlässt folgenden

BESCHEID

A) Tenor

1. Bau- und B®trl®bs®daubnis

Der Nebelhombahn AG,  Nebelhomstraße 67, 875610berstdori, rird nach Art.13 Abs.1  Satz  1
i.V.m  Abs. 5 BayESG die Genehmigung zum Bau und Betrieb einer

kupp®lbar®n Zweis®lI-Umlaiifbal`n ln 2 S®ktionen mlt lo®r Kabinen
Seilbahnnummer 170 (im Folgenden kurz: Zweiseil-Umlaufbahn Nebelhom)

im  Gemeindegebiet  Oberstdorf,  auf den  nachfolgend  genannten  Grundstücken  der  Gemarkung
Oberstdorf für den  Sommer-  und  Winterbetrieb  nach  Maßgabe  dieses  Bescheids  eTteilt  (Grdst.
Fl,Nr. 6/2, 367, 367ß, 367/5, 367/6. 3677, 367/8, 2832#, 2833/61, 2833/120. 2834, 2839, 2839/2.
2840/3,  2840/5,  2842,  2842ß.  2842/5, 2842/6,  28427.  2843,  2844,  2865/12,  2865/13,  2865ß1,
2865/34.   2865/41,   2865/102,   2865/103,   2865/106,   2865/114,   2865/128,   2865/44,   2865/52,
286577, 2865/82, 2865/97).



11. Ebfrelung

Eine  Befreiung  von  dem  Verbot  des  §  2  der  Verordnung  des  Landkreises  Oberallgäu  vom
26.07.1972  über den  Schutz  von  Landschaftsteilen  im  Bereich  der Allgäuer  Hochalpenkette  mit
Einschlus§ der Oberstdorier Täler und de§ Hintersteiner Tales rird gemäß § 4 dieser Verordnung
ertelft.

111. SoforwollzLig

Die soforilge VolLziehuiig der oben genannten Ziffem 1 iind 11 dieses Bescheides wird angeordnet.

lv. Pläne ünd Untorlag®n

Die in diesem Bescheid aufgeführten P{äne Lmd Unteriagen sind Bestandteil dieses Bescheides.

Der Erstellung der Zweiseil-Umlaufbahn Nebelhom liegen folgende Unterlagen zugrunde:

Bella-9en_nummer Plantitel Maßstab Erstel-ler

1a Be6chreibu ng Gesamtbauvorhaben KUP

1al Beschrej bung Gesamtbaworhaben , Ergänzung Bericht KUP

1b Tech nische Beschreibung - LR

1c
Satzung der Nebelhombahn~Aktiengesellschaft Oberst-

NHBdorf

1d F3egisterblaft (Amtlich aktueller Ausdruck) - NHB

2a Landkartenaussehnitt 1  :  50_000 KUP

2b Über§ichtslageplan 1  :  5.000 KUP

3a Längenschnm, Nebelhombahn 1, Plan-Nr.
1  :  1.000 LR77027320/00 vom 08.04.2019

3b Längenschnm, Nebelhornbahn 2, Plan-Nr.
1  :  1.000 LR77027321/00 vom 08.04.2019

4 Orthofotolageplan mit geplanten Maßnahmen im Mittel-
1  :  1.000 KuPstationsbereich

5 Bereich M"elstation: Längsprofil LP-Ml  und Regelprofi- 1   :  1.0001   : KuPle QP-Ml  bi§ QP-M4 200

6a Tal§tation: Schnitte und Ansichten 1  : 200 lDL

6b Tal§tation : Abstandsflächen 1  : 200 lDL

6c Talstaiiom Anordnung-Umlenkspannstation im Tal,
1  : 200 LRPlan-Nr. 77022638/04 vom 08`04.2019



7a ZWschenstation: Anordnung Zwischenstation,  Plan-Nr`
1  : 200 LR77022675/03 vom 08.04.2019

7b M ittelstation : Absta ndsflächen 1  : 200 lDL

8a Bergstation: Anordnung-Antriebstation rix am Berg,
1  :  100 LRPlan-Nr. 77022913/03 vom 08.04.2019

9 Geologisch- geotechnischer Bericht, Baug ru ndg utach- 3Pten

10 Wind- und Schneelaslgutachten - GABL

11L
Lawinengutachten mit 5 Beilagen (Anhang A, 81, 82,

_ l(UPCl  und C2)

12a Skifah re rstro manalyse Bericht KuP

!,2b
Skifahrerstromanafyse:  Übersichtslageplan Ergebnis

1  : 5.000 KUPlsT-Zustand, 27.02.2017 von  10-11  Uhr

12c Sk ffahrerstromanalyse: Übersichtslageplan Ergebnis
1  :  5.000 KUPAusbau Nebelhombahn, 27.02.2017 von 10-11  Uhr

12d
S kifahrerstroma nalyse: Detaillageplan Ergebnis Ausbau

1  :  1.000 KuPNebelhom-bahn, 27.02.2017 von 10-11  Uhr

13 Verzeichnis der betroffenen Grundstücke KUP

V. Ko3tenentseh®ldLi ng

Die Antragstellerin trägt die Kosten des Veriahrens.

Für diesen  Bescheid wird  eine  Gebühr in  Höhe von  2.500,00 € festgesetzt.  Die  Gebühr für die
naturschutzrechtliche Erlaubnis beträgt 50,00 €, Die Auslagen betragen 31,00 €.

Vl. VoTb®halt

Diese  Bau-  und  Betriebsgenehmigung wird  unter dem  Vorbeham  der Genehmigung  der techni-
schen  Planung  (Arl.  16  BayESG)  und  der Zustimmung  zur Betriebseröffnung  (Ari.  17  BayESG)
durch die technische Seilbahnaufsicht bei der F3egierung von Oberbayem erteilt.

Die  Genehmigung  der technischen  Planung  und  die Zustimmung zur Betriebseröffnung  §ind  bei
der Regierung von Oberbayem,  SG 31.2 -Technische Aufsichtsbehörde ~.  Maximilianstraße  39,
80528 München. zu beantragen.



Vl l. Nebenbostimmungen

1.   Auflagen d®r RegierLing von Oberbayern, tBchnisch® Seilbahnauf§icht (Schreiben vom
15.11.2018, A&: 31,2-7100/1704-2018):

1.1       Die  Seilbahnanlage  und  ihre  lnfrastruktur.  Teilsysteme  §owie  Sichemeitsbauteile  der
Seilbahn müssen die auf sie anwendbaren.  in Anhang 2 der Verordnung  (EU) 2016/424
genannten,  wesentljchen  Anforderiingen  erfütlen.  Werden  die  An]agen  und  ihre  lnfra-
struktur, Sjcherheitsbau{eile und Teilbausysteme entsprechend einer harmonisierien eu-
ropäjschen  Norm  hergestelft,  §o  kann  davon  aiisgegangen  werden,  dass  die  grundle+
genden Anforderungen erfüm werden,

1.2      Bne sicherheitsanalyse istt gemäß Art.  8 Abs.1  der verordnung (EU) 2016/424, zu er~
stellen.  Die Sicherheitsanalyse und der entsprechende Sicherheitsbericht (Art. 8 Abs.  5
der Verordnung (EU) 2016/424) sind mit dem Antrag auf Genehmigung der technischen
Planung vorzulegen.

1.3      Die seilschwebebahn darf erst gebaut werden. wenn die Technische Aufsichtsbehörde
die technische Prüfung gemäß Art. 16 Abs. 1  BayEse genehmigt hat.

1.4      Der Betrieb der seilschwebebahn dari erst dann eröffnet werden, wenn die Technische
Aufsichtsbehörde der Eiöffnung nach An.17 Abs.1  BayESG zugestirrmt hat`

1.5      Die  Bestellung  eines  Betriebsleiter  oder Au§nahmen  von  der Verpflichtung  zur  Bestel-
lung  eines  Betriebsleiters nach Art.  20  BayESG sind  bei der Technischen Aufsichtsbe-
hörde zu beantragen.

1.6      Hinsichllich des Brandschutzes ist der „Leitfaden über grundlegende sicherheitsanforde-
rungen für Sejlbahnen im Hinblick auf den Brandschutz" des BaystMwivT vom Novem-
ber 2003 zu beachten.

2.   Aiiflagen der RegierLif`9 von Oberbayem, Lufbmt Südhyem (Schreiben vom
04.06.2019, Az.: 2540L3791 -2779)

2`1       Die  Tageskennzeichnung  jst  durch  Farbanstrich  amgr  58  Gondeln  in  verkehrsorange
oder verkehrsgelb in Abstimmung  mit dem  Luftamt Südbayem  sorie jeweils durch Ta~
ge§feuer (wejßbljtzende Rumdstrahffeuer gemäß ICAO,  Band 1 Anhang  14) auf den Stüt-
zenspjtzen der Stützen 4, 5 und 6 auszufühien.

2.2      Zusätz]ich sind die oberen beiden GittBrwerke üewei[s abwechselnd mit ca. 6 m Höhe ln
den Farben verkehrsorange (RAL 2009) und verkehrsweiß (RAL 9016)] der Stützen 4,  5
und 6 farblich zu kennzeichnen. Anematlv kann dies auch durch zwei Kugelmarkem auf
den  Stützen 4,  5 oder 6 erfolgent wobej jeweils ein  Kugelmarker durch einen Windrich~
tungsanzeiger mit 2,4 m Länge (siehe AVV Hubschrauber vom  19. Dezember 2005) er-
setzt werden kann.

2.3      Die   Nachtkennzeichnung   ist  jewejls  durch  ejn   Hindemisfeuer  gemäß  der  AVV  zur
Kennzeichnung  von  Luftfahrmndemi§sen  (NfL  1-950~17  vom  08.02.2017)"  im  Bereich
der Stützenspitzen auf den Stützen 4, 5 und 6 auszuführen.

2.4      Bei  allen  Such-  und  Re«ungsflügen im  Einsatzgebiet der Nebelhombahn  hat eine  ofls-
kundjge  Person die  Hiibschrauberbesatzung  im  Luffahrzeug  zu  begleiten,  um  sie  bei
der mnderniserkennung zu  unter§tützen.  Falls der Hubschrauberpik)t selbst ortskundig
ist, ist dies nicht erforderlich.

2.5 Somen  Kräne für den  Neubau  zum  Ein§atz  kommen,  sind diese  mit  einer Tages-  und
Nachtkennzieichnung zu versehen.



2.6      Ausfäl]e  der  Befeuerung,  die  nicht  soforl  behoben  werden  können,  sind  der  NOTAM-
Zentrale in Frankfurt/Main unter der Rufnummer 069 / 780 72656 bekannt zu geben` Der
Betreiber hat den Ausfall der Kennzeichnung unverzüglich zu beheben,  Die erforderliche
Veröffentlichung  durch  die  NOTAM-Zentnale  ist  längstens für  2  Wochen  sichergestem.
Sollte die  lnstandsetzung  in einem kürzeren Zenraum erfolgen,  ist die NOTAM-Zentrale
unter der oben genannten F`uhummer zu benachrichtigen.

2 7      Da der Neubau der Nebelhombahn als Luftfahrtliindemis veröffentlicht werden muss,  ist
der Baubeginn  mindestens vier Woclien vorher der Regierung von Oberbayem - Luft-
amt  Südbayem  -,  80534  München,  mff  folgenden  endgünigen  Veröffentlichungsdaten
schriftlich bekannt zu geben:

•     Name des standoTtes
•     Geographische Standortkoordinaten [Grad,  Min`  und Sek.. mit Angabe des Bezugsel-

lipsoid (Bessel, Krassowski oder WGS 84 mft einem GPS-Empfänger gemessen))
•      Höhe der Bauwerkspitze [m ü. Grund]
•      Höhe der Bauwerkspitze [m ü.  NN]
•     Art der Kennzeichnung [Beschreibung]

3.   Auflagen zum technisch®n Ur"eltschutz (LandraBamt ObrallgäLi. SG 22 vom
Z7.05.2019, Az.: SG 22€10/6-STfl5/19)

3.1     Die regelmäßige Betriebszeit ist antragsgemäß begrenzt auf die Tageszeit im Zeftraum
von 07:30 Uhr bis  17:30 Uhr. Ausgenommen davon ist der Betrieb zur Garagierung,  bei
witterungs-   und   betriebsbedingten   Störungen,   sowie   aus   z\^ringenden   betrieblichen
Gründen (z. B.  Reparatur-und Wartungsarbeften,  kein Gästetransport) in folgenden Zei-
ten:

a) in der Tageszeit im Zeitraum von 17:30 Uhr bis 22:00 Uhr,

b) in der Nachtzeit (seltene Ereignisse, nach Auflage 3.4).

3,2     Für die jährliche Frühjahrsrevi§ion ist die Bahn wälirend folgender Zeiten außer Betrieb
zu nehmen:  ln der Zeil vom  1.5 bis 21.5 für 3 Wcx:hen. Je nach Lage der Sonn-und Fei-
ertage rird der Bahn zugeslanden, den Beginn und das Ende der Revisionszeit im Früh-
jahr um bis zu 7 Tage zu verschieben. Während der Revisionszeit ist ein Dauerbetrieb
nur zu lechnisch notwendigen Zwecken und nicht über mehrere Tage mft allen Gondeln
zulässig.

3.3     Die  Bemeilungspegel  der  von  dem  Gesamtbetrieb  der  Nebelhombahn  ausgehenden
Geräusche. einschließlich sämtlicher Betriebsgeräusche der Seilbahn,  der Personenge-
räusche sowie des zurechenbaren, betriebsbezogenen Kraftfahrzeugverkehrs dürien an
fo©enden lmmissionsorten die nachfolgenden Richtwerte nicht Überschreiten:

lmmls®lonsort®, Lag®
tags nachß

G®bl®t3®instufung in dB(A) in dB(A)

101,  Ml Nebelhomstraße 55 a 50 41

10 2.  Ml Nebelhomstraße 63 51 49
10 3, Ml Oststraße 39 44 34
10 4,  Ml Oststraße 41 42 32

10 5,  Ml Oststraße 42 47 22

10 6, GL Oststraße 48 46 30

10 7, M' Oststraße 43 45 30
10 8, WA ROßbichelstraße 1 49 32

10 9,  Ml ROßbichelstra ße 6 46 24



1010,  Ml ROßbichelstraße 2 iind 2 a 50 44

10  1 1 ,  GL Am Faltenbach 4 55 30

1012. GL Am Faltenbach 8 54 36

1013, GL Am Faltenbach 7 54 44

'014, GL Am Fallenbach 9 54 43

1015. GL Schützenstraße 1  a 52 42

1016, Gl Schützenstraße 3 53 42

1019. AB Edmund.Probst-Hau§ 50 42

Sollte die gemäß Nr.  3.15 vorgescmebene Abnahmemessung höhere Werle, als die in
vorgenannter Tabelle aufgeführt, ergeben, bleiben ergä"zende Auflagen vorbehalten.

Die  Nachtzen erstrecl¢ sich über s  Stunden.  Sie  beginnt um  22.00  Uhr und endet um
6,00  Uhr.  Die  lmmissionsrichtwerte  beziehen  sich  auf  die  Zefträume  von  16  Stunden
während des Tages und die für die Betroffenen ungünstigste Stunde während der Nachl.

Kurzzeitige  Geräuschspitzen  dürien  !ags/nacht§  die  folgenden  Richtwerte  nicht  über-
schreiten:

•      im allgemeinen wohngebiet, WA:       85/60 dB(A),

•      im Mischgebiet. Ml:                                    90/65 dB(A),

•      in derGemengelage. GL:                      90/65 dB(A),

-      im AUßenbereich, AB:                              90/65 dB(A).

Hinweis:
fJ::T=missionsorte 1017,1018 und 10 20 sind im Eigentum der Nebelhombahn und
daher keine lmmissionsorie nach dem BlmsohG.

Hinweis:
fJi:Tffimissionsorte 1011  bis 1016 befiinden sich nach bauplanungsrechtlicher Einst.i-
rung lnnerhalb einer Gemengelage (GL), weloher während des Tages aufgrund der Ta-
gesbetriebsamkeil die Schutzwürdigkeit eines Mischgebistes zugeordnet wird. Aufgrund
der vorriandenen, scriützenswerten Wohnruhe innerhalb des Gebietes zur Nachtzeit wird
dem Gebiet zur Nachtzsit die Schutzwürdigkeil eines WA zugeordn®t.

3.4     ln Abweichung zur Auflage 3.1  ist der Betrieb der Nebelhombahn während der Nachtzeit
niir unter folgenden Bedingungen zulässig:

-      Die  Nachffahnen  dür[en  nur für das  Personal  (Eigen-  und  Fremdper§onal)  aus  zwin-
genden beüieblichen Gründen durchgefühn werden (kein Gästetransport).

•      Die in Auflage 3.3 fixierlen Beuneilungspegel für die Nachtzeit sind einzuhaken.

•      Es dürfen pro Jahr nicht melir als l0 Nachffahrten im zeitraum von 22:00 bis 06:00 Uhr
durchgeführt werden (seltene Ereignisse).

•      Die Nachtfahrien dürien nur mft 3 Kabinen über einen Zejtraum von maximal 30 Minu-
ten  durcligeführt werden.  Nach  Beendigung  der Nachffam  verbleiben  die  Kabinen  in
der Talstation` Eine Garagierung ist nicht zulässig.

-      Die Fahrlgeschwindigkeit der Gondeln isl zur Nachtzeit auf maximal 4  m/s zu  begren-
Zen.

Hinweis:
Nachtfalirlen zum Transpori von Gästen für Veranstaltungen auf dem Nebelhom sind im
F€ahmeri  dieser  Genehmigung  nioht  zulässig.  Der  Nebelhombahn  bleibt  vorbehalten,
nach  Vorlage der Etgebriisse  der geplanten  Lärmabnahmemessung einen  Antrag  auf
Erweilerung der Nachtiahrten zum Transport von Gästen zu stellen.
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Hinweis:
Von  der  vorstehenden  Regelung  über deri  Nachtbetrieb  sind  die  Einsälze  der Nebel-
hombahn im Rahmen von Notiällen zur Abwehr von Gefahren für Leib und Leben (z.B.
Bergretiung bei schlechtem Wetter, Nolarzteinsatz im Edmund-Probsl-Haus, o.ä.) jeder-
zeit zulässig.  Die daduroh enlstehenden Lämauswirkungen sind sozialadäquat und von
den Nachbam hinzunehmen.

Hinweis:
i5i5Eurteilung der Lärmeinwirkungon auf die  Nachbarschaft  erfolgt für die  Bergbahn
nach Abstimmung mit der F`egierung von Schwaben nach der TA-Läm` Die Bestimmun-
gen der TA-Lärm vom 26.08.98 (GMBI 1998. S. 503) sind zu b®achten.

3.5     Die   schalltechnische   Untersuchung   der   Fa.   Tecum   vom    19.10.2018   (Bericht-Nr.
2018.004.1/F) vrird zum Bestandteil der Genehm©ung erklärt und ist zu beachten.

3.6     Die neue Nebelhombahn ist nach Maßgabe der schalltechnischen untersuchung der Fa.
Tecum  vom  19.10.2018  (Bericht-Nr.  2018.004.1ff) zu errichten.  lnsbesondere  sind  die
iinter Zffer 7 auf den Seiten 42 bb 44 angeführten Schallschutzmaßnahmen umzu§et-
zen und im Dauerbetrieb sicherzu§tellen.

3.7     Für den Fall, dass eine messteclinische überprüfung der Larmemissionen zum Ergebnis
kommen  some,  dass  beim  Betrieb der neuen  Bahn  die  o.g.  lmmissionsrichtwerte  nicht
sicher eingehalten werden können, oder tonhalt©e, bzw. tieffrequenle Schallanteile auf-
treten solrten,  bleiben weitere Forderungen zur Pegelminderung,  bzw.  zur Vermeidung
von  tonhaltigen  oder tieffrequenten  Schallanteilen  vorbehaften.  Die  Nebelhombahn  hat
in diesem Fall unaufgefbrdeil und unverzüglich die erforderlichen Maßnahmen zu beauf-
tragen.

3.8     An  der Stütze  1  sind  alle technisch  möglichen  und wir!schaftlich zumutbaren  Maßnah-
men zur Lämminderung auszuschöpfen und im Dauerbetrieb sicher zu stellen.

3.9     Die  Geräusche  aller Anlagen  der  Nebelhombahn,  insbesondere  des  Seilantriebs,  der
Seifführung  und  der Tragkonstruktionen  (Stützen).  dürfen  an  den  umliegenden  Wohn-
häusem nicht tonhaltig im Sin"2 von Ziffer A.3.3.5 der TA Lärm sein (keine Tonhaltigkeit
im  Sinne von  DIN 456B1).Sollte die Abnahmemessung iiach Ziffer 3.15 eine Tonhaltig-
keit ergeben, bleiben ergänzende Auflagen vorbehatten.

3.10  Dje  Geräusche  aller Anlagen  der  Nebelhombahn,  insbesondere  des  Seilantriebs,  der
Sellführung  und  der  Tragkonstruktionen  (Stützen).  dürfen  innerhalb  der  benachbarten
Aufentha«sräume von Wohnungen keine vorherrschenden Energieanteile im tieffrequen-
ten  Bereich  unter  90  L-lz  aufweisen.  Die  Differenz  der  Schalldruckpegel  Lceq  -  LAeq
dari im Hinblick auf Ziffer 7,3 TA Lärm bzw. DIN 45680 max. 20 dB betragen,

3.11   Alle lämerzeugenden Anlagen oder Bauteile (rie z.B. Ventilatoren, Tragwerkskonstruk-
tionen, usw.) sind dem Stand der Lämschutztechnik entsprechend auBzuführen, zu be-
treiben und zu waTten (z.B. Anbringung von Schalldämpfem,  Körperschallisolierung,  be-
dämpfen von Resonanzräumen. usw.).

3.12   Zur  Vermeidung  von  Körper§challüberiragungen  sind  rolierende  oder  vibrierende  Ma-
schinen-  und  Anlagenteile  schwingung§isoliert  autzustellen  und  von  ins  Freie  abstrah-
lenden Gebäudeteilen zu entkoppeln.

3.13   Die Gehwege der Gäste innerhalb der Statianen sind in der Winterzeil mit weiclien Auf-
Iagen zu versehen,  um die Läment\^ricklung beim Gehen mit Skischuhen und beim Ab-
stellen der Ski auf hadem Boden zu vemeiden.

3.14   Um  die Ausvrirkungen  der alten  und der neuen  Bahn  in schalltechnischer Hinsicht ver-
gleichen  zu  können,  sind,  wie  berefts  mündlich  vereinbart,  an  einem  repräsentativen
lmmissionsori  in  der  Nähe  zu  Stütze  1  jeweils  vor dem  Neubau  (alte  Bahn)  wie  auch
nach  Errichtung  der  neuen  Bahn  Vergleichsmessungen  des  regulären  Bahnbetriebs
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durchführen zu  La§sen.  merbei  sind  die Taktmaximal-  Miftelungspegel  (aft/neu)  gegem
über zu  stellen  und  d(e  maßgebljchen  Beurteilungspegel  (alt/neu)  für die  Tages-  und
Nachtzeft zu bilden.  DeT Nachweis mLiss ebenso enthaften: die Frequenzzusammenaet-
zung  der Geräuscme  (Fpequenza"lyse  im  Terzband),  die  Bestlmmung  vori  Ton~  und
lmpulshaftigkeil, den Einfluss tffler Frequenzen {FreqLienzbereich unter 90 Hz).  Bei den
Messungen ist sicherzustetk=n, dass der für den repräsentativen Dauerbetrieb relevante
Pegel gemessen \Arind und störende Einflüsse durch  nicht bestimmungsgemäßes  Klap~
pem, Dröhnen, usw. vemieden werden` Auflage 3.16 lst zu beachten.

3.15  Spätestena s Monate nach der lnbetriebnahme der neuen Nebelhombahn ist eine Ab-
nahmemessung  durchzuführenf  welche  die  von  der Anlage  verursacmen  Lärmeinwir-
kungen an  repräsentativen lmmissionsorien erhebt und die gemäß dieses  Bescheides
eriorderlichen  Nachweise ühn.  Dazu gehöfen z.B.  die Tomflmpülshaltigke}tt  die tieffre-
quemen  Antelle,  die  Spitzenpegel,  die  Schallleistungspegel  einzelner  Quellen,  insbe-
sondere der Stützen 1  und 6. Die MesswerSe sind mit den oben genannten lmmissiQn§-
richtwerten zu vergleichen. Bej der Überprüfung der Genehmigungsv®raussetzungen ist
der Abzug von 3 dB{A) für dje Messunsjcherhei£ nicht zulässig.

3]16   Die Abnahmemessüng darf im F3ege»all nur von einer nach § 29 b BlmschG zugelasse-
nen Messstelle durchgeftlhn werden. Eine Ausnahme hiervon jst nach Zustimmung des
Landratsamtes OberalBäu, technischer Umwe»schutz[  dam möglich. wem es sich um
ein  qußlirßiertes  lngenieurbüro  handelt,  das entsprechende  Referenzen  in der  Schall-
messtechnjk iind der Schallbeurteilung vorweisen kaiin.

3.17   Die Gondeln  sind  an den  lnnen~  und AUßenseiten vom  Boden  aus  gemessen,  60 cm
hoch blickdicht zu gestalten.

4.   Auflagon züm Natürsehuti (Landra€samt Ob®rallgäu, SG 23, vom 14.02.2019):

4.1      Für  die  Gesamtbaumaßnahme  inklusive  aüer Vemeidungs-,  Minimierungs-  und  Aus-
gleichgmaßnahmen ist im Einvemehmen mft der Linteren Naturschutzbehörde eine quali-
fizierte ÖkQlogische  Baubegleftung festzuLegen,  Bne Dokumentation der Umweltbaube-
gleitung  ist  der  unteren  Natur§chutzöehörde  unaufgeforderi  zeitnah  (zumindest  an je-
dem  Monatsende)  sorie "ch Abschluss des Vorhabens vorzulegen.  Die Ökologische
Baubegleitung  ha( die Aufgaben der lnfomation,  Kontrolle{  Bera"ng  und  Prüfiing  vor,
wöhfend  und  nach  der  Bauphase  in  Anlehnung  an  die  Vorgaben  des  Bayerischen
Staatsmin&erium des lnnem und des Handbuchs für Vergabe und Ausführung von frei-
berüflichen Lejstungen  im Straßen und  Brücken-bau  (HVA F€tB) des BMl fflr Verkehr
und digitaLe lnfrastruktur zu übernehmen.

4.2     Der Landschaftspflegerische Begleitplan sQrie die spezie«e artenschützrechtliche  Prü-
fung  sind  Bestandteil der Bau- und  BetriebHenehmjgung.  Sämt!iche Maßnahmen  sind
sach- und fristgerecht umzusetzen.

4.3     Die Au§gleich§~ und Eingrünungsmaßnahmen gind spätestens im Herbst 2021  umzu§et-
zen und durch die untere Naturschutzbehörde abzurehmen. Die Flächen sind der Unte~
ren Naturschutzbehörde im shapeFomat zu übemjfteln.

4.4     Das  Baufeld jst jm Herbst von Gehöken zu  räiimen.  GehöLze.  die als  Überwinterungs-
quartier für Fledermäuse dienen sind ausschließlich jn der Aktivitätszeit der tiere zu fäl-
len.

4.5     Das Baufe[d ist auf das Mlnimum zu begremen, angrenzende Strukturen und Biotopflä-
chen  §ind  mmels  geeigneter Absperrvorrichtungen  zu  begrerKen.  Die  DIN  18920 zum
„Schutz von Bäumen,  Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmenu
ist einzuhalten. Die V®rgaben des § 12 BBodscw sind zu beachten.

4.6     Bodeneingriffe (Fräsen von wurzelstöcken o.ä.) und "etbauarbeften sind ausscmeßlich
in der Aktivftätszeit von Alpensalamander und Haselmaus und außerhalb der Winterruhe
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vorzunehmen, so dass ein vorheriges Absammeln der lndividuen aus dem Baufeld mög-
lich ist.

Hinweis:  Die  Akwitätszeit  von  Alpensalamandem  im  Raum  Oberstdorf  beginnt  erfah-
rungsgemäß witterungsabhängig erst Ende Juni.

4.7     Baufelder mit potentiellem Alpensalamandeworkommen sind mittels einseitig  üben^rind-
barem  Reptilienzaun zu  sichem, der Tieren,  die sich  im  Baufeld  befinden,  die  Möglich-
keit gibt, dieses zu verlassen, aber ein Einwandem in das Baufeld verhindert.

4.8     Bearbeitete  Flächen  sind  umgehend  naturnah wieder zu begrünen.  Oberboden  ist  mit
Rasensoden  abzutragen,  fachgerecht zu  lagem  und Weder einzubauen.  Begrünt wird
mittels  Heumulchsaat  (und/oder Heudrusch),  dje  aus  naheliegenden,  artenreichen  Flä-
chen gewonnen rird.

4.9      Erforderliche Hubschraubefflüge sind aus artenschutzrechtlichen Gründen frühzeitig mit
der Unteren  Naturschutzbehörde  und dem  Gebietsbetreuer Allgäuer Hochalpen,  Hem
Henning Werlh rrel.: 08321  -619036; E-Mail: werth@lbv.de). abzustimmen.

4.10  Das  in  den Antragsunter]agen enthattene  Besucherlenkungskonzept  Sommer und  das
Nutzungskonzept Winter (UVP-Bericht Nm.10.1 und 10.2) sind umzusetzen.

5.   Auflag®n zur Wasserwirtschaft (WWA Kempteri vom 06.02.2019, Az.: 1.44544®A 133-
1807/2019):

5,1      Hinsichtlich der Stumschäden im  Schiitzwald oberhalb der Seealpe zwischen  Ftoßbichl
und  Latschenhang vom  29./30.  Oktober 2018  ist in Abstimmung  mit der Lawinenwarn-
zentrale das  Lawnengutachten des  lngenieurbüros Klenkhart vom  19.10.2018 zu über-
prüfen.

5.2     ln den Anbruchgebieten der Geißfußlawinen „Geißfußtobel" und „Geißfuß Lawinenstrich-
West"  sind  regelmäßjg  Sprengungen  im Anbruchgebiet durchzuführen,  um  Extremlawi-
nen zu verhindem.

5,3     Der Lawinenschutzdamm für die Stütae 4 ist mindestens nach den Vorgaben des Lawi-
nengutachtens des 18 Klenkhart & Partner vom  19.10.2018 auszuführen.

5.4     Die zu rodende Waldfläche entlang der neiien Seilbahntrasse ist diirch Aufforstung des
alten Trassenverlaufs in gleichem Umfang auszugleichen.

5.5     Die jm Schreiben des Lfu vom 21.12.18 gemachten Hinweise zum Bodenschutz sind zu
befolgen.  Die  Erdobemäche  im  Bereich  der  eriorderiictien  Erdarbeiten  isl  nach  Ab-
schluss der Bauarbeiten in gee©netem Maße zu begrünen.

5.6     Dje  abzubauenden  Bestandteile  der alten  Seilbahnanlage  sind  ordnungsgemäß  abzu-
bauen und zu entfernen. Entstehende Bodenwunden sjnd iinverzügllch zu rekultivieren.

5.7     Werden  bei  Aushubarbenen  Verunreinigungen  des  Bodens  festgestellt  (z.B.  Müllrück-
stände, Veriärbur`gen des Bodens, auffälliger Geruch o.a.) ist das Landratsamt Oberall-
gäu und das Wasserrirtschaft§amt Kempteri unverzüglich zu benachrichtigen.

5 8     Schadstoffbelasteter Boden und Aushub ist entsprechend der abfall- iind bodenschutz-
rechtlichen  Vorschriften  ordnungsgemäß  und  schadlos  zu  entsorgen,  entsprechende
Nachweise sind zu führen und dem Landratsamt auf Verlangen vorzulegen.

5.9     Beim  Rückbau  der  Betonfundamente  sind  Abfallbilanzen  über  die  Verwertiing,  insbe-
sondere der Vorbereitung zur Wiederverwendung und des Recyclings zu erstellen. (Ent-
sprechend gelten § 21 Abs.1, § 40 Abs. 2 Kiw~/AbfG und Art.1  Satz 1  u. 2, Ari.12 Bay-
BodschG.).  Grundsätzlich bietet sich hier bei sortemeinem  Betonrecycling eine Verwer-
tung vor Ort an.



5.10  Weiiere  lnhahs-und  Nebenbestimmungen  aus der Sicht der Wasserwirtschaft bleiben
vorbehanen.

Hinwei8:  Aus  der  posiwen  Begutachtung  des  Neubaus  der  Nebelhombahn  eiwächst
dem  Vorhabensträger  kein Anspruoh  auf Maßnahmen  im  Rahmen  der Wildbach-  und
Lawinenverbauung.

6.   AufLagen zum Bodenschutz (Bayerisches Landesamt für Umwelt vom 21.12.2018, Az.:
11e683.7-107706/2018):

Der Mutterboden ist gemäß § 202 BauGB  in nutzbarem Zustand zu erhaften,  sowie vor Ver-
geudung und Vernichtung zu schützen. Die von der Maßnahme beeinträchtigten Böden sind so
wiederherzustellen,  dass eine volle  Funktionserft]llung  gewährleislet werden kann  (vgl.  hierzu
Art.  1  Abs.  2 und Arl.  14 Abs.  1  Boden§chutzprotokoll zur Alpenkonvention).

Hinweis:  ln Art.  7 Abs.  2 des Bodenschutzprotokolls zur Alpenkonvention wird aut ein flächen-
sparendes und bodenschonende9 Bauen hingewiesen. Zu den bodenschonenden Maßnahmen
zählen vor a]lem die Vermeidung von Verdichtung  und Erosion, sovrie die fachgerechte Lage-
rung iind Verwertung des Bodenmaterials im Bauablauf.
Anleitung für einen schoneriden Umgang mit Böden und zur Schaffung ejner voll funktion§fälii-
gen  durchwurzelbaren  Bodenschicht  bzw,  Vegetationstragschichl gibt  die  DIN  19731  in  Ver-
bindung mit § 12 BBodschv und DIN 18915.

7.   Auflagen zur Land-und Forstwirtschaft (AELF vom 19.12.2018, Az.: L2.2-3555-2018-76;
Alpwmschaftlich®r V®nein im AJlgäu vom 13.12.2018, Az.: mli/hf: AELF/Forstamt vom
26.11.2018,Az.:7716.1-1B-7):

7.1      Bei den Baumaßnahmen muss auf größtmögliche schonung der alpwirtschaftlichen Flä-
chen geachtet werden.

7.2     Der Baustellenverkehr und Baustellenläm ist auf ein Mindestmaß zu reduzieren.  Materi-
altranspor( ist mit Hubschraubem bzw. auf bestehenden Wegen weitgehend zu gewähr-
leisten.

7.3     Störungen des Alpbetriebs wähgend des sommers sind nach Möglichkeit zu vermeiden.

7.4      Der  Rückbau  ist  so  zu  regeln,  dass  die  natüriiche  Ertragsfähigkeit  Weder  hergestellt
wird.  lm  Übrigen ist auf die bodenschonende Baudurchführung entsprechend Vorgaben
des landschaftspflegerischen Begleftplans zu achten.

7.5     Planierungen sind grundsätzlich zu vemeiden. Wo dies deniioch notwendig ist, sind die
Böden wieder fachgerecht aufzubauen.

Hinweis:  Zur  Wiederherstellung  auch  anderweitig  geschädigter  Weideflächen  wird  die
Verwendung von standomngepasstem Hochlagen-Saatgut und spezieller für Hochlagen
geeignete  Saatverfahren  empfohlen.  Zur  biologischen  Sanierung  von  Bodenschäden
wird  der  Einsatz  naturvenräglicher  organi§cher  Dünger  und  je  nach  Bedarf  eine  P-
Düngung  und  Kalkung  in  den  Grenzen  des  Düngerechts  empfohlen.   Das  Landwirt-
schaftsamt berät hierzu, ebenso wie bei der Auswahl geeigneter Saatgutmischungen.

Hinweis:  Bei  lnanspruchnahme  von  Flächen,  die  bislang  von  der  Alpgenossenschaft
Seealpe bewin§chaftet werden,  ist ein Ausgleich zu  leisten,  dieser betrifft  nicht  nur die
Fläche,  sondem auch den Verlust an  Erträgen die§er Fläche  incl.  staatlicher  Prämien-
zahlungen.  Bei  der Schaffuiig  von  Ersatzwaldflächen  oder Biotopflächen  aufgrund  des
Eingriffs in den  Naturhauslialt  ist die  Frage der Entschädigung  mit dem Alpbetrieb ein-
vernehmlich zu klären.
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7.6     Das Ausgleichskonzept, enthalten im landschaftspflegerischen Begleitplan,  ist umziiset-
Zen.

7.7     Alle  Maßnahmen  bezüglich  der Rodung  und  f¥lanzungen  haben  in  enger Abstimmung
mit dem Örtlichen Revierleiter zu effolgen.

8.   Auflagen zLim Ge`h/ässerschutz (Fischer®Efachberatung vom 07.01.2019|:

Es sind geeignete Maßnahmen zu treffen. durch die gewährleislet wird, dass eine Verschmut-
zung  des  Faltenbaches  und  der Trettach  durch  Tätigkeiten,  dje  in  Zusammenhang  mit  den
Baumaßnahmen stehen, aiisgeschlossen ist.

9.   Auflagen d®8 Marktes Oberstdorf (Mamt Ob®rstdorf vom 07.01.2019, Az.: 8503.001 -
001896425679):

9.1     Vor Beginn der Baumaßnahmen  ist auf der Strecke zwischen  dem  Beginn  der Schan-
zenstraße und der Mttelstation Seealpe ein Beweissicherungsverfahren durchzuführen.
Schäden, die im Zeitraum zwjschen Anfangs- und Endabnahme im Zusammenhang mit
den  Bauarbeiten entstanden sind,  sind diirch die Nebelhombahn AG auf deren  Kosten
instandzusetzen.

9.2     Für die Gäste der Nebelhombahn sind von der Nebelhombahn-AG 525 PKWLstellplätze
im Nahbereich der Talstatjon gesichert zur Verfügung zu stellen,

9.3     Es  ist  ein  gesamtheftliches,  dynamisches  Parkleitsystem  unter  Einbeziehung  wefterer
Bergbahnen in der Umgebung zu installieren.

V]ll. Hinw®ise

1.   Ausschließlich aufgrund dieser Bau-und Betriebsgenehmigung darf noch nicht mit dem Bauen
und  dem  Betrieb der Senbahn  begonnen  werden.  Neben dieser Bau-  und  Betriebsgenehmi-
gung (Arl.  13 BayESG) sind seilbahnrechtlich die Genehmigung der technischen Planung (Arl.
16 BayESG) und die Zustimmung zur Betriebseröffnung (Ari. 17 BayESG) erforderlich.

2.    Der Antrag auf Genehmigung der Technischen Planung (Ar[.16 BayESG) hat alle in § 4 Seilbv
angegebenen Unterlagen zu enthalten. Es wjrd empfohlen, vor Einreichung des zuvor genann-
ten Antrags gemeinsam mjt der Regierung von Oberbayem, dem Hersteller, einer anerkannten
Sachverständigen Stelle und dem Belreiber ein Abstimmungsgespräch zu führen.

3.    Die auf Seiten  des  Untemehmens ft]r den  Neubau  verantwonliche Person sowie  der für die
technische  Ausführung  verantwortliche  Bauleiter  sind  der  Genehmigungsbehörde  zu  benen-
nen.

4.    Die Bau- und  Betriebsgenehmigung ersetzt die Ausnahme zur Beeinträchtigung von  Biotopen
aufgrund  Art.23  Abs.  3  des  Bayerischen  Naturschutzgesetze8  (BayNatschG).  Die  Entschei-
dung wurde im Benehmen mit der Unteren Naturschutzbehönde getroffen.

5.    Die Rodungserlaubnjs nach Art.  9 Abs.  2 Bayerisches Waldgesetz -  BaywaldG ~ rird  durch
diese Genehmigung ersetzt (Art. 9 Abs. 8 BaywaldG).

6.    Das   Vorhaben   liegt   innerhalb   des   Landschaftsschutzgebietes   Allgäuer   Hochalpenke«e"
(Kreisvo vom  26.7.1972 Abl.  Nr.  24 vom  5.8.1972).  Nach  §  3 Abs.  1  Buchst.  a  und  c dieser
Verordnung  bedarf das Vorhaben  ei"=r naturschutzrechtlichen  Erlaubnis`  Diese  Erlaubnis  ist
gem. Ar`.  18 Abs.1  BayNatschG in dieser Bau-und Betriebsgenehmigung enthanen.
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8) Gründe

1. Sachverhalt

Mjt  Schreiben  vom  19.10.2018  beantragte  die  Nebelhombahn-AG,  Nebelhomstraße  67,  87561
0berstdorf,  beim  Landratsamt Oberallgäu  die  Erteilung  der Genehmigung  zum  Bau  und  Betrieb
einer  kuppelbaren  ZweisejLumlaufbahn  in  2  Sektionen  mit  loer  Kabinen  (im  Folgenden  kurz.
Zweiseil-Umlaufbahn  Nebelhom).   Diese  ersetzt  die  1927  genehmigte  und   1976  modernisierte
Pendelbahn. Die neue Trassenführung entspricht in der Sektion 1 in etwa dem alten Trassenverlauf
aus dem Jahre 1927. Elne leichte Verschwenkung in Richtung Süden zur Trasse der bestehenden
Bahn  von  1976  ermöglicht  die  Einfahrt  auf  der  Mittelstation  Seealpe  neben  dem  besteheriden
Bahngebäude.  Die  Trasse  der  Sektion  11  soll  parallel  südlich  zur  bestehenden  Trasse  errichtet
werden. Dies entspricht wiederum exakt dem Trassenverlauf der alten Nebelhombahn von 1927.

Es wird beantragt, die neiie Nebelhombahn ganzjährig (Sommer- und Wjnterbetrieb) zu betreiben`
Die  beantragten  Betriebszeiten  enl§prechen  den  bisherigen,  nämlich  täglich  von  7:30  Uhr  bis
17:30 Uhr. Zusätzlich wird für wenige Tage im Jahr für zwingende betriebliche Gründe (Reparatur-
und  Wartungsarbeften;  kein  Gästetransport)  eine  Nachffahrgenehmigung  beantragt.  Der  Nebel-
hombahn bleibt vorbehalten,  nach VoTlage der Ergebnisse der geplanten Lärmabnahmemessung
einen Antrag aiif Efwenerung der Nachffahrten zum Transport von Gästen zu stellen.

Die  Nebelhombahn  AG  plant  die  Modernisierung  ihrer  Haupt-Aiifstiegshiffe  im  Ganzjahresgeblet
Nebelhorn.  Dabei  sollen  die  beiden  bestehenden  Sektionen  der Zweiseil-Pendelbahn  NebelhQrn
durch eine Zweiseilumlaufbahn mit durchgäng©er Mittelstation ersetz[ werden.

Der Neubau soll erstrang© zur Qualftätsverbesserung bei der Beförderiing der Fahrgäste. ausge-
hend von OberstdoTf über die Mittelstation Seealpe bis zur Bergstation Höfatsblick, beitragen.

Derzeit werden zwischen 50 uiid 60 Personen stehend in einer Großkabine F`ichtung Berg und Tal
befördert. ln der Miftelstation müssen alle Fahrgäste in dje nächste Sektion wechseln bzw. umstei-
gen.  Die§e Situation ist besonders für Familien mit Kindern,  ältere Fahrgäste sowie für Rollsluhl-
fahrer problemati§ch und nicht mehr zeitgemäß.

Mit der  neu  geplanten  Zweiseilumlaufbahn können  alle  Fahrgäste  sitzend  und  mit entsprechend
Platz in den jeweiligen Gondem von der Talstation durchgehend über die Mittelstation Seealpe bis
zur Bergstation Höfatsblick befördeit werden.  lm Mittelstationsbereich besteht die Möglichkeit des
Zu- und Ausstieges in die neue Seilbahn.

Die  geplante  Kablnenbahn  soll  ganzjährig  betrieben werden.  Mit der neu  geplanten  Zweiseilum-
Iaufbahn kann die Förderleistung von 600 P/h auf 1.200 P/h angehoben werden, wodurch sich die
langen Wartezeiten an der Tal-und Bergstation, besonders im Sommer,  auf ein Minimum reduzie-
ren. Die derzeitigen Wanezeiten betragen in den Sommermonalen l stunde bis 1,5 Stunden.

Folgende Planungsgrundsätze flossen in die Detailplanung mit ein:

a)   Das geplante Talstationsgebäude wi.d an derselben Position situierl, wie die bestehende Tal-
station, wodurch keine neuen Flächen beansprucht werden.

b)   Die neue Trassenführung entspricht in der Sektion 1 in etwa dem a«en Trassenverlaiif aus dem
Jahre 1927. Eine leichte Verschwenkung in Richtung Süden zur Trasse der bestehenden Bahn
von  1976 emöglicht die Einfahrt auf der Mittelstation Seealpe neben dem bestehenden Bahn-
gebä,,de

c)   Die Stützenstandone werden in der Sektion 1 im jeweiligen Bestandsbereich der bereits beste-
henden Stützen emchtet,  wodurch die erdbautechnischen Eingriffe auf ein Minimum reduziert
werden können.

d)   Die Tras§e der Sektion  11  soll  parallel  südlich zur bestehenden Trasse errichtet werden.  Dles
entspricht wedei.um exakt dem Trassenverlauf der alten Nebelhombahn von  1927.
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e)   Die  bautechnischen  Maßnahmen  wurden  im  Berejch  der  Bergstation  so  minimiert,  dass der
neue Einfahrlsbereich tal§eitig am Bestandsgebäude angebaut wird.

f)    Die   Einbauarbeiten  des  überschüssigen  Aushubmaterials  im  mftelstationsbereich   wurden
möglichst eingriffsschoneiid geplant und auf ein Minimiim reduzieri, Hierbej wurden die Pisten-
anbindungen  lediglich  auf das  neue  Einstiegsniveau  angepasst  und  dle  Zufahrtssituation  in
Richtung Mittelstation optimiert.

Das Vorhaben liegt innerhalb der Zone A des AJpenplanes (vgl.  LEP 2.3.3 Abs.  2 i,V.m.  LEP An-
hang 3`  Blatt  1 ) sowie innerhalb des Landschafisschutzgebietes Allgäuer Hochalpenkette" (Kreis-
VO vom 26.7.1972 Abl. Nr. 24 vom 5.8.1972) und tangieri amtlich kamerte Biotopflächen.

Die Verschwenkung  der neuen  Trasse bedingt eine  Rodiing  von  3,88  ha Wald,  wovon  1,7?  ha
Schutzwald  sind.  Demgegenüber  stehen  3,84  ha  Waldfläche,  die  unter  der  bestehenden  alten
Trasse liegen und auf derien eine Entstehung von Wald im Sinne des BaywaldG zukünftig möglich
jsl
Mit Schreiben vom  12,04.2019 wurden dem Landratsamt Oberallgäu vom lngenieurbüro Klenkharl
&  Partner Consiilting  ZT Gesellschaft m.b,H  im Auftrag der Nebelhombahn-AG Austausch- bzw.
Ergänzungsiinterl agen übermittelt.

Mjt Schreiben vom 30.01.2019 und  15,05.2019 hat die Nebelhombahn-AG den Antrag auf Anord-
r`ung der sofor{igen Volkiehung gestelft`

11. Umweltverträglichk®itiprüfu ng

1.   Rechtsgrundlage ünd verfahren

Für das geplante Vorhaben besteht gem. Art` 78a des Bayerischen Verwaftungsverfahrensge-
setze§   (BayvwvfG)   j`V.m.   Art.   13  Abs.   2   Nr.   2   Bayerisches   Eisen-   iind  Seilbahngesetz
(BayESG)  die Verpflichtiing,  eine  Umwelwemäglichkeftsprüfung  (UVP)  durchzuführen,  da  bei
dem  geplanten  Vorhaben  die  Luftlinienlänge  zwjschen  der  Tal-  und  der  Bergstation  über
2,500m beträgt,

Die Umwenverträglichkeitsprüfung wird gem. § 4 UVPG als un§elbstständiger Teil des Geneh-
migiingsverfahrens für die Bau- und Betriebsgenehmigung der Zweiseil-Umlaufbahn Nebelhom
durchgefüm.  Die UVP so[I die Grundlagen für die BeurLe[lung der möglichen erhebljchen  Um-
weltausrirkungen eines Projektes liefem.

Der UVP liegen folgende Unterlagen ziigrunde:

+ lH.+\"*b,

hü      ¥)             ¥`(~5;(¥/)ÜÜ..(;,:j=`-;hL,---;;((

X,Lüüüür(,(L='-Ä

14 Schalltechnisches Gutachten Tecum
15a Landschaftspflegerischer Begleitplan (LBP) - Textteil NRT
15b Bestands- und Konfliktplan (LkuK) NRT
15c Tabellarische Gegenüberstellung von Eimriff und Kompeneation NRT
15d Div. MaßnahmenDläne NRT
15e Maßnahmenblätter NRT
15f Abschlussbericht fauristische Sonderuntersuchungen NRT
16 FFH-Verträglichkeftsabschätzung  für  das  FFH€ebiet  DE  8528-301   AIL NRT

gäuer Hochalpen"
17 FFH-Verträglichkeftsabschätzung  fflr das  SPA-Gebiet  DE  8528401  nNa- NFtT
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turschutzaebisl Atlgäuer Hochalpen'
18 Unterlagen zur spezie}len arienschutzrechltichen Prüfung NRT
19 UVP-Bericht NRT
20 Schaftenwuriproanose Ramboll

Tecum                     Büro Tecum
N RT                          Büra Narr-Rist-Türk
Ramboll     Büro Ramboll cuBE GmbH

Die  Beteiligung  der  Öffentlichkeit  erfolgte  durch  Auslegung  des Genehmigungsantrags,  der
Projekiunteriagen sorie der Unteriagen zur Umweltveriräglichke-ttsprüfiing beim Markt Oberst-
dorf und  im  Landratsamt Oberallgäu vcm  14.11.2018 -14.12.2018.  Die Frist zur Abgaoe von
Stellungnahmen  und  Einwendungen  endete mit Ablauf des  14.01.2019.  Dies wurde  im  Amts-
blatt Nr. 4ß des Landratsamtes Oberallgäu vom  13.11.2018 veröffentlicht. lm Rahmen der Aus-
Iegung eriQlgten fdlgende Stellungnahmen bzw. EinwendLingen von Personen:

•     Einwendung   von   Person(en),   Schi.eiben   vom   13.01.2019,   Eingang   beim   Landratsamt
Oberallgäu  am  14.01.2019 mi{ einer Unterschriftslistef  jn  dje sich  192  Personen  eingetra-
gen haben. Durch die neue Bahn entstünden foüende Prob]eme:
o    „Erhöhter Eingriff in die  Privatsphäre durch  Erhöhung  der maximalen  Förderkapazität

sowie die Erhöhung der Anzahl deT Kabirien pTo Slunde im überiahrenen Wohngebiet.
Durch den Baü der neuen Nebelhombahn wird in mein Persönlichketisrochl irri Bereich
meiner Privatsphäre. welche den Sc;hutz des Privatiebens und den häuslichen Bereich
im Familienkreis bötrifft, erheblich eingegriffen (Balkone, TerTassen, Gärien).n

o    Der  Sohattenwurtisohlagsohatten  der neuen zehner Kabinen  Bahn,  nirrimt  in  emebli-
ohem Umlang zu.

o    Gefahr duroh herabFallende und geworiern Gegenslände über bewohntem Gebiet,  Öf-
fentlichen Anlagen (FUßbanplalz} , StrBßen

o     Die Geräuschimmissiori an der Stiitze 1 wird nünmehr durchgehend sein, da es sich in
Zukunft  um  eirR  Umlaufbahn  handelt.  Zudem werden  im  Nachtbetrieb  die  erlaubten
Geräuschimmisstonen übersohritten.

o    Erhöhtes  Verkehrsaufl(ommen  und  PaTkaufkommen  im  Großraürri  Tststation  Nebe!-
hombahn und sornit auch in den benachbarten Wöhngebieten. Die Schadstc)ftbelasiung
ist für die Anwohner der Alpgaustraße, Hermann~von-Barih-Slraße, Am Fanenbach. Am
Bamholz, etc. jetzt schon eine nioht hinzunehmende Belastung."

•     Einwendung   von   Person(en;.   Schreiben   vom   12.01.2019,   Eingang   beim   Landratsam
Oberallgäu am  14.01.2019. Folgende Einwendungen werden erhoben:
o    erhöhte  Geräuschimmissionen wegen  der Vielzahl  und  das  Ein-  und  Auskuppeln  der

Kabiren`
o     Die Einwender gehen von folgenden künft@en Betriebszeften aus:

Tagbetrieb             7.30 Uhr -17.30 Uhr
Nachtbetrieb 19.00 Uhr -23.00 Uhr (30 Tage im Jahr)
Nachtbetrieb          23.00 Uhr-1  Uhr morgena (nicht an mehr als l5 Tage im Jahr)
Die§e  Betriebszeiten  sejen  eine  absolute  Zumutiing  für die  Limliegende  Bevölkerung
iind die im Umfeld der Bahn beherbergten Uriaubsgäste.

o    Erhöhte Lärmimmissionen aufgrund von fließendem und ruhendem verkehr
o     Nicht ausreichende parkplatzsituation

•     Einwendung   von   Person(en),   Schreiben  vom   13.01.2019,   Eingang   beim   Landra!samt
Oberallgäu am 1401.2019 " folgenden Anregungen:
o    Schaffung von ausreichender zahl an parkplätzen
o     Einriclitung  eines Verkehrsleitsystems  und  Buspendelverkehr zu den  Parkplätzen  am

ortseingang
o     Die Mittelstation sollte um 2m abgesenkt und das Dach begrünt werden
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•     Einwendung   von   Person(en),   Schreiben   vom   09.01.2019,   Eingang   beim   Landratsamt
Oberallgäu am  11.01.2019 mit folgenden Einwendungen:
o     Es  wird eine  drastische  nacliteilige Veränderung  der Leb®nsqualilät  und  Privatsphäre

befürchtet und ein erheblicher Wertverlust ihres Eigentums. hervorgerufen durch:
i     Einschränkiing der Lebensqualftät durch den periodischen Schattenwuff in erhöhter

Frequenz
•     Erhöhung der Einschränkung der Privatsphäre durch die erhöhte Anzahl  an  beför-

derten  Personen  iind  den  geplanten  Panorama-Glas-Kabinen.  Dadurch  seien  sie
einem  permanenten  Einblick  ausgesetzt.  Durch  unkontrollierte  Fotos  könne  das
Recht am eigenen Bild nicht mehr gewährleistet werden.

i    Es wäre möglich, dass Gegenstände aus den Kabinen geworien werden.
•     Es trete eine fortwährende Lämbelästigung und Ruhestörung ein, weil im Vergleich

zur bestehenden  Bahn ein  Dauergeräusch erzeugt werde.  Zudem  komme es ver-
mehrt zu nächtlichen Ruhestörungen durch die geplanten Nachtfahrten.

•     Erhöhtes verkehrsaufkommen (fließender und ruhender verkehr)

•     Einwendung   von   Person(en),   Scmeiben   vom   08.01.2019,   Eingang   beim   Landralsamt
Oberallgäu am  11.01.2019 mit folgenden Einwendiingen:
o     Erhebliche  Einschränkungen der Lebensqualftät durch den Schattenwuri bzw.  Schlag-

scllatten
o    Fortwährende Lämbelästigung und überschre.r[ung der Richtwerte
o    Störung der privatsphäre durch die ständigen überfahrten
o    Erhöhles verkehrsaufl<ommen (fließender und ruhender verkehr)
o    Erhebliche weriminde"ng lhrer lmmobilie wegen sinkender wohnqualftät

•     Einwendung   von   Person(en),   Schreiben  vom   10.01.2019,   Eingang   beim   Landratsamt
Oberallgäu am  11.01.2019 mit folgenden Einwendungen:
o    Wie oben, zusätzlich:
c>    Überbeanspruchung schützenswerter Natur

•     Einwendung   von   Person.(en),   Schreiben  vom   06.01.2019,   Eingang   beim   Landratsamt
Oberallgäu am 09,01.2019 mit folgenden Einwendungen:
o    Wie oben, Schreiben vom o8.01.2019. zusätzlich:
o    Es sei heutzutage unüblich, eine loer Umlaufbahn mitten über eine bebaute Fläclie zu

führen
o    Der Massentourismus würde  Flora und  Fauna im  Bereich der Berg- und  Gipfelstation

der Nebelhombahn zerstören

•     Einwendung   von   Person(en),   Scmeiben  vom   06.01.2019,   Eingang   beim   Landratsamt
Oberallgäu am 09.01.2019 mit folgenden Einwendungen:
o    Wie oben. Schreiben vom o8.01.2019

•     Einwendung   von   Person(en),   Schreiben   vom   08.01.2019,   Eingang   beim   Landratsamt
Oberallgäu am  14.01.2019 mit fo©enden Einwendungen:
o    Periodischer schattenwuri, dadurch ständige Reizüberflutung
o     Permanenter Einblick in die privalsphäre
o    Dauerton durch die Rollenlager stütze l
o    F3uliestörung durch mehr Nachtfahrbetrieb, beantragt 30 Fahrten
o    Zusätzliche  Lärmbelästigung  durch  erhöhtes  Verkehrsaufkommen  (fließender  und  ru-

hender Verkehr)
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lm Verfahren zur Bau- und Betriebsgenehmigung und der Umwelwerträglichkeitsprüfung hörte
das Landratsamt folgende Behörden, anerkannte Verbände und Beteiligte an:

N,. B®hörde/Körp®rschaft Stellungnalimeflnhaltt Regierung von Schwaben Schreiben vom 27.12.2018. A&.: 24-8265-3/24:
Höhere Landesplan imgsbehörde Landesplanerische   Belange   stehen   nicht   entgegen,
Fronhof 10 wenn  ausreichende  Maßnahmen  zur  Minimierung  und
86152 Augsburg zum Ausgleich  von  Eingriffen  in  Natur  und  Landschaft

sowie in land- und forstwirtscliaflliche Flächen getroffen
werden, außerdem ausreichende Vorsorgemaßnahmen
zum Erosionsschutz.

2. F{egierung von Oberbayem Stellungnahme vom 04.06.2019, Az,: 2540-3791 -2779:
Luftamt Süd Zustimmung unter Auflagen
Heßstraße 1 30
80797 München

3. Regierung von Oberbayem Schreiben vom  15.11.2018, Az. : 31.2-7100/1704-
Tech nische Sei lbahrmufsicht 2018:
SG 31_2 Zustimmung iinter Auflagen
Maximilianstr.  39
80538 München

4. Landesaml für Umwelt Schreiben        vom        21,12.2018,        AE.:        11-8683.7-
Bü rgermeister-Ul rich-Straße 160 107106/2018 und E-Mail vom 04.03.2019:
86179 Auqsbum Keine Einwände

5. Wasserwirtschaftsamt Kempten Schreiben vom 06.02.2019, Az,: 1.445440A 133-
Rottachstraße 15 1807/2019:
87435 Kempten Zustimmuna iinter Auflaaen

6. Amt für Emährung, Landwirtschaft Schreiben voml 9.12.2018, Az.: L2.2-3555-2018-76:
und Forsten (AIlgäu) Zustimmung unter Auflagen
Adenauerring 97
87439 Kempten

7. Amt für Emährung,  Landwirtschaft Schreiben vom 26.11.2018, Az.:  7716.1 -1 -3-7:
und Forsten Kempten (Allgäu); Zustimmung unter Auflagen
AUßenstelle Forsten
Kemptener Slraße 39
87509 lmmenstadt (Allgäü)

8. Alpwih§chaftlicher Vei.ein im Allgäu Schreiben vom  13.12.2018, Az.: mhmf:
Kemptener Straße 39 Zustimmung unter Auflagen
87509 lmmenstadt i. Allgäu

9. Markt Oberstdorf Schreiben   vom   07.01.2019,   Az,:    8503.001-001896-
Prinzregenten-Platz 1 025679:
87561  0berstdori Einvemehmen  wurde  unter  Auflagen  erteilt.   Es  wird

keln   Bebauungsplan  aufgestellt,   sondem  es  soll  ein
städtebaulicher  Venrag   mit   der   Nebelhombahn   AG
9eschlossen wenden ,

10. Landratsamt Oberallgäu Schreiben vom  14.02.2019:
Sachgebiet 23 Zustimmung unter Auflagen
Natursch utz und Wasserrecht

11.' Landratsamt Oberallgäu Schreiben vom 27.05.2019, Az.: SG 22-610/6-ST-
Sachgebiet 22 05/19:
lmmissionsschutz Stellungnahme zum Lärmschutz und zur Problematik

Schattenwurf, dabei Zustimmu" unter Auflagen
12.1 Landratsamt Oberal[gäu Schreiben vom 24.10.2018, Az. : LRA OA-753+^ie/ro:

Sachgebiet 45 Keine Einwände. Verwejsung auf das Schreiben des
Jagdrecht Jagdberater§ vom 03.12.2018 wonach Besucherlen-

kungsmaßnahmen gefordert werden.
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13.
'  Landrat§amt Oberallgäu

Schreiben vom 15.02.2019:
Sachgebiet 21 Bedenken wegen des denkmalgeschützten Blcx=kbau§
Denkmalschutz in der Oststraße 39 hinsichtlich der Situierung des Ge-

bäudes an der Talstation.
14. La ndratsamt Oberallgäu Schreiben vom 21.01.2019:

Sachgebiet 54 Das Vorhaben Wird begrüßt.
Kreisentwicklung-
Wirtschaftsfördeur"

15. Land ratsamt Oberal lgä u Schreiben vom 21.01.2019, Az.: SG 54 -St:
Sachgebiet 54 Hinweis  auf die  aktuelle  Verkehrsproblematik,  mit  der
Kreisentwicklung-ÖPNV 819 an der Grenze ihrer Leistunasfähigkeit.

16. Bezirk Schwaben Schreiben vom 07.01.2019:
Fischereifachberaliing Zustimmung unter Auflagen
Mörgener Strasse 50
87775 Salgen

17. Bundesamt für lnfrastruktur, Um- Schreiben vom  14.11.2018, Az. : 45J5000/K-VI-815-18:
wellschutz und Dienstleistungen Keine Einwände
der Bundeswehr
Referat lnfra 13 (TÖB)
Fontainengraben 200
53123 Bonn

18. Regionaler Planungsverband Schreiben vom 12.12.2018:
Kaiser - Max - Straße 1 Die Vereinbarkeit des Projektes mit den  Belangen von
87600 Kaufbeuren Natur  imd  Landschaft,  Forstwirtschaft,   Landwirtschaft

und  Ero§ionsschutz ist von den Fachstallen zu beurtei-
Ien.

19. Staatliches Bauamt Kempten E-Mail vom 21.01.2019:
Ro«achstraße 13 Ob durch da§ Vorhaben eine signmkante Erliöhung der
87439 Kempten Verkehrsbelastung  der 819  entsteht,  kann  nicht  beur-

teift werden.  Hinweis auf ver§chiedene geplante Vorha-
ben des  Staatlichen  Hochbaiiamtes  Kempten  zur Ver-
besserung  der  Verkehrssituation  auf  der  819  ab  Fi-
schen i, AAlgäu

20. Bayerisches Landesamt für Denk- Siehe Nr.13
malpflege
Hofgraben 4
80539 München

Nr. a nerkan nt®r V®rband St®llunqnalmenrihaltt Deiitscher Alpenverein e. V.
Von-Kahr-Straße 2 - 4
80997 München

Schreiben vom 21.12.2018:
Der  Eingriff  vrird   aus   naturschutzfachlicher  Sicht  für
vertretbar gehalten, wenn folgende Punkle berücksich-
tigt we'den:
•     Neukonzeption der Besucherlenkung
•     Einsatz energieeffizienter Technik und Reduktion

des anlagenbedi ngten Ressourcenverbra uchs
•     Ent`^ricklung eines iiachhaltigen verkehrskonzeptes
•     Berücksichtigung des EntwicklungszeNraums auf

Waldflächen

12.

Bund Naturschutz in Bayem e.V. Schreiben vom  18.12+20018:
Dr. -Johann-Maier-Straße 4 Es  bestehen  keine  grundsätz[ichen  Einwände  gegen
93049 Regensburg das  Vorhaben.  Die  Kapazftätserhöhung  und  einzelne

Planungsdetails werden jedoch für kritisch  erachtet die
Gewährleistung einer schonenden Aiisführung rird als
noch nicht optimiert betrachtet.  Daher wird gefordert:
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•     Eih Besucherlenkungskonzept
•     Insbesondere  eine  Begrenzung  von  Wjnteraktivitä-

ten
•     Ein Lenkungskonzept für den Besucherverkehr

•     Eine bioloqische Baubegleitung

3.1 Landesbund für Vogelschutz e,V. Schreiben vom  18.12.2018:
Eisvogelweg  1 Es  bestehen  kejne  griindsätzlichen  Einwände  gegen
91161  Hilpoltstein das  Vorhaben.   Folgende   ErgänzLingen  bzw`   Anmer-

kungen wurden gemacht zu:
1. AIlgemeine Rahmenbedingung®n:

•    Es    werden     spezifische    Besuchenenkungs-
maßnahmen notwendig

•     lglu-/Biwak-Zeltaktivitäten    im     NSG    Allgäuer
Hochalpen sind grundsätzlich zu unterbinden

•     Kein Transpon von Rädem (Mountainbjkes)
•    Hauptwanderwege sind zu sanieren
•    Großveranstaltungen   im   Bereich   der   Station

qHöfatsblickp  müssen  sorgfältig  auf  Störwirkun-
gen geprüft werden

•     Auf  eine  zusätzliche  Erschließung  von  Winter-
wande"/egen  oder  Schneeschuhrouten  ist  zu
veizichten

2. Avifauna:
•    Verschiedene  Forderungen  zu  den  Arten  Fel-

senschwalbe,  Steinschmätzer,   Steinrötel,   Birk-
huhn. Alpenschneehuhn, Steinadler, Turmfalke

3. Kollisionsgefahren für Vögel
4. Amphibien
5. Verkehr/ÖPNV
6. Besucherienkunaskom!eDt

4. Verein zum Schutze der Beqwelt Schreiben vom 17.01.2019:
Von-Kahr-Str. 2 -4 Nachffahnen  sowie  Fahrten  zu  Tagesrandzeften  wer-
80538 München den abgelehnt. Weite[e zu beachtende Punkte hinsicht-

lich
•    Variantenabfahrten
•     Flächenverbrauch
•     Geländemodellierung an der Mittelstation
•     Größtmögliche  Schonung  der Vegetation  und  Tler-

welt
•     Durchführung einer umweltbaubegleitung
•     Fachgerechte Rekultivierung

5. To urism usverband Allgäu/ Schreiben vom  10.12.2018:
Bayerisch Schwaben e.V. Das Vorliaben wird unterstützt.
Schießgrabenstraße 14
86150 Auasburg

6. Wanderverband Bayern Schreiben vom 09.12.2018:
Weinbergstraße 14 Zustimmung,       falls       die       geplanten       Ausgleichs-
96120 Bischbem maßnahmen gemäß LBP realisien werden.

7. Schut256-fF6-iÄschaft Deutscher
Wald Landesverband Bayern e.V.
Ludwlgstraße 2
80539 München

8. Verein für Landschaftspflege und
Artenschutz in Bayem e.V.
Schlossstraße 104

Keine Stellungnahme

Keine Stellungnahme
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92681  Erbendorf
9. Bayerischer Waldbesitzerverband Keine Stellungnahme

e.V. Max-Joseph-Straße 7
80333 München

10 Bayerischer Bauemverband Keine Stellungnahme
Hauptgeschäftsstene Schwaben
Pröllstra ße 20
86157 Aug§burq

11 lndustrie-und Handelskammer Scnrelben vom 25.01.2019:
Schwaben Vollumfängl iche zustimmung                                                        `
Ste«enstraße 1 + 3
86150 Auqsburg

12. Kreisj ag dverband Oberallgäu e.V. Keine Stellu ngnahme
1 . Vorsitzender Heinrich Schwarz
Buchenberg 11
87549 Rettenbero

13J Verein Wildes Bayem e, V. - Sclirejben vom 30.01.2019:
| Aktionsbündriis zum Schutz der Grundsätzljch keine natLirschutzfachlichen Einwände.
1 Wildtiere und ihrer Lebensräume in Forderungen aufgrund der Kapazitätserhöhung ;
•)  Bayem •    Verkehrsleitsystem
:  Hirschbergstraße 1 •    Ausschluss der künft©en Erweiterung der Anlagen
{  83714 Miesbach im Genehm igu ngsbescheid

•     Absenkung des Gebäudes an der Mitt®lstation und
Dachbegrünung

•     Durchführung einer biologjschen Bsubegleitung

Ein Erörterungstemin, zu dem ordnungsgemäß geladen wurde durch öffentliche Bekanntma-
chung  im  Amtsblatl  Nr.   12  vom   12.03.2019  des  Landkreises  Oberal@äu  und  Einladungs-
schreiben an die Träger öffentiicher Belange und die Verbände, fand am 26.03.2019 im Gro-

#:#:rLu#grsd¥e:,e:eEr::::u:ä=:j#nowbube%:„gFnuES,tgaeftriTsepurueot:fw:ne7:#jgg:nwurdennjchter.

2.   Zusammei.fas3ende Dar®t®llurio (§ 24 Ab8. 1 UVPG)

Die zusammenfassende Darstellung der Umweltauswirkiingen soll zum einen eine Bestands-
aufnahme des räumlichen Zustandes der Umweft im räumlichen Aiiswirkungsbereich des Vor-
habens  (lst-Zustand der Umwelt),  zum anderen eine  Prognose der voraußsichtiichen Auswr-
kungen des Vorhabens auf die Umwell (voraus§ichtliche Veränderung der Umwelt info©e des
geplamen Vorha bens) enthalten.

:+:nzusst:TUT#ahs:::dseowD,:üdt:[[Änugße::°n'gTe:¥ef:=T#:dn]:gedi%SnüYchpk-e¥rich'S'derbem"
Umwefteinwirkungen  §lnd unmittelbare und mittelbare Aiisrirkungen eines Vorhabens auf die
Schutzgüter

•     Menschen, insbesondere die menschliche Gesundhejt,
•    Tiere, manzen und die biologische vielfalt,
•     Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft,
•     Kulturelles Erbe und sonstige sachgüter sowie
•     die wechselw-rkung zwischen den vorgenannten schutzgütem.

Zur zusammenfassenden Darstellung der UmweHeinrirkungen gemäß § 24 Abs.  1  UVPG wjrd
auf die nachfolgend aufgefümen Piinkte zu dem jeweiligen Schutzgut verwiesen:
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2.1. Zü®ammonfassende Danstelli.ng d®r Umweltauswirkungen auf dl® Schutzoüter (§ 24
Ab8. 1  Nr. 1 UVPGP

2.1.1.   Schutzgut N®nsehen, insbesondore dni menscmch® G®sundheit

Siehe merzu UVP-Bericht Nr. 5.1 ; S. 24. 25 und folgende Ausführungen:

2.1,1.1.   Lärmmmls.ionen (anlagebodingte Au3`^/irkiingeii)

Siehe  hierzu  die   behördliche  Stellungnahme  des  Landratsamte§  Oberallgäu,
Sachgebiet 22,  Technischer Umweltschutz,  vom  27.05.2019 (Az.:  SG  22€10/6-
ST-05/19), insbeeondere fdlgende Ausführungen:

a)   DefzeRiae Bahn:
(1 ) Tagesbem

m Abweichung zur schalltechnischen  Untersuchung,  Tabelk! 2 aiff Sene
29, treten im.Bestand während der Tageszeit keine F`icht`^¢rtüberschrei-
tungen auf, da aufo"nd der Gemengelage an den 10  11  - 10  16, tags.
der  Richtwert eines Ml  von  60  dB(A) zugrunde  gelegt wird  (sjehe  Ziffer
1.2.1. 8 auf Seite 5),  Dieser wird an allen  10 um mindeetem 3 dB(A)  un-
terschri".

(2)  Nachtbetrieb
Durch den Betrieb der derzeftigen Bahn ergeben sich nachts im Vergleich
mft  dem  maßgeblichen  lmmissionsrichtwerten  (siehe  oben)  an  den  rele-
vanten,   bei§pielhaft  aLffgezählten   lmmissionsorten  folgende,   maximale
Riclitwertüberschremingen:
•      102. MI:              nachts. +10dB(A),

auf9rund des nächtlichen Parkplatzläms,
•     IO IO, GL:         nachts, *dB(A).

aufgrund des Bahnbetriebs, nachts (Stütze 1 ),
•     1014, GL:         nachts, +14dB(A),

aufgrund des Bahnbetriebs, nachts (Stütze 1 ),
•     1016, GL:          nachts,+12dB(A),

aufgrund des Bahnbetriebs, nachts (Stüze 1 ),
•     lo 19,AB:         nachts+OdB(A).
Durch die im ZLige des Neubaus geplanten Schallschutzmaßnahmen an
der  neuen  Bahn,  insbesondere  an  der  Stütze  1,  sollen  die  Lärmeinwir-
kungen  auf die  Nachbarschaft  entsprechend  reduzleil  werden.  Welche
Maßnahmen  hieT  durchgeführt  werden  sollen,  ist  der  schalftechnischen
Untersuchung soinrie den Antragsunterlagen zu entnehmen.

b)    NeLie Bahn:
(1 )  Tagbetrieb

\^ffimend der Tageszeit sind  in  der Summe aller Geräusche  (einschließ-
lich  des  Parkplatzlämis)  zukünffig  keine  Richtm3rtüberschneilungen  zu
e"arten,  da  die  maßgeblichen  Beurteilungspegel  den  lmmjssionsrichl
weft eines  Ml  (bzw.  Gemengelage,  tags)  um  mindestens  5  dB(A)  unter-
scmeiten werden.  Der lmmissionsrichtwert eines WA könnte gerade ein-
gehalten \^erden. Aiff den Unterschied in der Bewenung zur schalltechni-
sclien Untersuchung wird verwiesen.

(2)  Nacmbetrieb
Nach der Prognose des Schallschutzgutachters lässt sich bei der Einstu-
fung  als  Gemengelage  mit  dem  Nachtrichtwert  eines  WA  von  40  dB(A)
entnehmen,  dass zukünftig  beim  Gästetransport  in  der  Nachtzeit  durch
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den Betrieb der neuen Bahn mit folgenden Richtwerlüberschreitiingen zu
rechnen wäre:

•     102, Ml:             nachts, +4dB(A),
aiifgrund des nächtlichen Parkplatziärms,

•     1013, GL:         nachts, +4dB(A),
aufgrund des Bahnbetriebs] nachts (Stütze 1 ),

•     1014, GL:         nachts, +3 dB(A),
aufgrund des Bahnbetriebs, nachts (Stütze 1 ),

•     1016,GL:         nachts, +2dB(A),
aufgrund des Bahnbetriebs, nachts (Stütze 1 ),

•     lo 19. AB:         nachts,  -3 dB(A), Bahnbetrieb Bergstation.

Beim  Nachtbetrieb wären im  Regelbetrieb Richtweriüberschreitiingen bis
zu 4 dB(A) zu erwarten, welche durch den Parkplatz\/erkehr, die Stütze 1
urid die Öffnung der Talstation nach Osten heworgerufen werden. Auf ei-
r€n Nachtbetrieb zum Gästetranspod rird jedoch zunächst verzichtet, bis
die tatsächlichen Lärmpegel an den benachbarten Wohnungen durch eine
§challpegelmessung geklärt sind. Wte aus den Ge§prächen mit der Ne-
belhombahn deutlich wurde` soll ziikünftig nördlich der Ta!station auf dem
Parkplatz ggf.  auch ein Parkdeck entstehen, das durch die Begleitung ei-
nes  Gutachters  schalftechnisch  optimieri  werden  soll`  Daher  werden  in
der Bau- und Betriebsgenehmigiing nur Nachtfahrten aiis z\Aringenden be-
lrieblichen Gründen zugelassen und es wird darauf hingewiesen, das§ auf
Antrag nach Voriage der Messergebnisse der Abnahmemessiing über ej-
nen erweiterten Nachtbetrieb ent§chieden werden wird.

(3)  Senene Ereignisse
Dies betriffi die Nachffahnen aus zwingenden betrie"chen Gründen.  Die
nach TA-Läm maßgeblichen  RichtwerLe für seltene Ereignisse betragen
tagstnachts 70/55 dB(A). Sowohl tags als auch nachts können diese Wer-
te  eingehanen  werden.  Der  NachtrichtweTt  wird  an  den  maßge"chen
l mmissionsoTten vrie folgt unterschritten :

•      10    2,Ml,Lr=49dB(A):             i3dB(A),
•      1013, GL. Lr=44dB(A):         -11  dB(A),
•      1014.GLLr=43dB(A):         -12dB(A),
•      1016, GL,  Lr=42dB(A):         -13dB(A),
•      lo  19,AB,  Lr=42dB(A):         -13dB(A).

Während   des  Betriebes  ziir  Nachtzeit  aus  zwingenden   betrieblichen
Gründen an nicht mehr als  10 Näcmen eines Jahres tritt kein Parkplatz-
läm  auf,  da  nach  Angaben  der  Nebelhombahn-AG  die  MRarbeiter  der
Nebelhornbahn, wie  bisher auch,  in der Tiefgarage des Eisstadion§ par-
ken werden.

c,vF=E||##LB-BedpJhmgb"JLf-g#|E|=|#E#ä\Fp.-mbTU
sind  die  durch  den  Neubau  der  Bahn  zu  erzielenden  Reduzierungen  der
Lärmbelastung  der Nachbarschaft.  Nachfolgend werden die prognostizierien
MindBrungen  der  Beur[eilungspegel  angegeben  (hieT  muss  zwischen  den
Richtwertüberschreitungen und den Differenzen im Beurteilungspegel alt/neu
unterscmeden werden).

Aus  Tabelle  4  auf Sene  32  der schalltechnischen  Untersuchung  ist zu  ent-
nehmen,  da§s  an  den  lmmis§ionsorten  10  2 -10  16  die  Beurteiliingspegel
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zur Nacmzeit erheblich minimiert werden. Am  10 2 beträgt die prognostizlerie
Pegelminderung 6 dB(A). An den  lmmissionsorten  rund  um die  Stütze  1  (10
13 -1016) soll die neLie Bahn um mindestens 9 bis  11  dB(A) leiser werden,
An  den  obrigen  lmmissionsorten  werden  Minderiingen  im  Bereich  von  min-
destens 4  bi§  11  dB(A) erwartet.  Am  101  soll der Beurieilungspegel  iinver-
ändert bleiben.

Tags ist an den lmmissionsonen 101,10 3,10 4,1010 und 1011 jeweils ei-
ne Erhöhung des Tagesbeurteilungspegels um bis zu + 3 dB(A) zu erwarten,
wobei mer der TagesrichtweTt dennoch erheblich  unterschritten werden wird.
Zudem sind die zu berechnenden Tagesbeurieilung§pegel der Gemengelage
(Ml, tags) gegenüber den BeurEeilung§pegeln der schalltechiiischen Untersu-
chung Q^/A) talsächlich etwas niedriger, da bej der Bewertung, tags,  Ml,  der
F3uhezefter]zuschlag nicht anzusetzen ist.

Am  10  19,  Edmund~ProbstHaus  (DAV-Haus  neben  der  Bergstalion  der ge~
planten  Bahn),  trift  tags  eine  Pegelerhöhung  auf,  bei  gleichzeltiger  Unter-
schreituiig des Rjchtwerts (AB) um  10 dB(A).  Nachts eriolgt dor! eine Pegel-
minderiing von 3 dB(A), so dass der Nachtrichtwert ebenfalls um 3 dB{A) un-
terschritten werden wird.

Die Seealpe (1017), die geplante Personalwohnung (10 20) und die Terrasse
am  Restaurant  Höfatsblick  (10  18)  sind  keine  lmmissionsorte  im  Sinne  des
lmmissionsschutzes, da diese im Eigentum der Nebelhombalin sind,

2.1.1.2.   Lärmimmissionen (betrieb3bedingte Auswirküngen. Fahry€rkehr)

Der Gutachter wejst auf Seite 37, unterster Ans{rich, nach, dass die Anforderun-
gen der Ziffl}r 7.4. TA-Läm, zur Beurtejlung des von der Anlage auf öffentlichen
Straßen heworgerufenen Fahrverkehrs, nicht eriüllt sind.  Somft bedari es keiner
immissionsschutzfachlichen  Untersuchung  und  Bewerüing  der  Lärmemissionen
auf den öffentJichen Straßen.

Unaöhängig davon wurde vom Markt Oberstdorf eine Verkehrsuntersuchung zur
Erschließung  der  Nebelhombahn  in  Auftrag  gegeben.  Es  liegt  eine  Verkehrs-
untersuchung  der  PSLV  Planung§gesellschaft  Stadt-Land-Verkehr  GmbH  vom
Juni 2018 vor.

Die Verkehrsunter§uchung hat geze®. dass auch nach einer Erhöliung der ma-
ximalen  Beförderungskapazftät der Nebelhornbahn  von heute  550 auf zukünftig
1.200  Besucher pro S{unde,  die zu erwarlende Verkehrszunahme auf der Her-
manrwon-Barthstraße selbst an einen Spftzentag im Winter während der Feri-
en  im  venräglichen  Bereich  ihrer  Funktion  liegt  (vgl.   Kapitel   1,2}.   Untersucht
wurde ebenfalls` ob nach der Kapazftätssteigerung auch die derzeitig ausgewie-
§enen Parkflächen ausreichend sind. Auf Grundlage der Gästezahkm der Nebel-
hombahn wurde der Stellplatzbedarf für Durchsch"stage sowie für Spitzenta~
ge,  jeweils  getrennt für Sommer und  Winter  analysiert  (vgl.  Kapitel  2.4).  Unter
der Voraussetzung, dass die benö{igten Parkplätze nicht durch Fremdparker be-
Iegt sind.  kann der §tellplatzbedarf nach  Kapazitätssteigerung  an durchschnittli-
chen Tagen im Winter und Sommer, sow{e an Spitzentagen im Sammer, gedeckt
werden.  Zu  Engpässen  kann  es  nLir an  Spftzentagen  im  Winter  kommen.  Das
Stellplatzangebot muss sjch jedoch nicht an diesen Spjtzentagen orientieren,  da
diese Spjtzemage im Schm der letzten 5 Jahre, 3f 5mal vorgekommen sind.  Es
ist  zu  erwarten,  dass  durch  die  lnstalla{bn  eines  ganzheftlichen,  dyiiamischen
Parkleitsystemes eine deutliche Verringerung des Parksuchverkehrs eintritt und
ejne gleichmäßige Auslastung aller zur Veriügung stehenden Parkplätze erfolgen
wird.
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2.1.1.3.   Schatter"/LiTf

Sjehe  hierzu  die  behördliche  Stellungnahme  des  Landratsamtes  Oberallgäu,
Sachgebiet 22,  Technischer Umweltschutz, vom  27.05«2Ö19, Az.:  SG  22-810/6-
ST-05/19,  (Grundlage der Stellungnahme ist die SchattenwuTfprognose der Fa,
CUBE  Engineering  GmbH  au§ dem Jahr 2008t  die Stellungnahme der Ramboll
CUBE  GmbH  vom  21.01.2019  und die Schat{enwuriprognose der F{amboll  CU-
BE GmbH vom 17.04.2019), insbesondere folgende Ausführungen:

Dadurch±  dass bei  Sonnenschein die fahrenden Gondeln der bestehenden  und
der geplanten Bahn zu bestimmten Zeiten und för beslimmte Zeftdauer ggf. die
Verbindungsllnie von der Sonne zu den Wohnraumfenstern der Gebäüde im Um-
feld um die Fahrtrasse der Bahn unterbrechen können, kann es zu Einwirkungen
des bewegten Schattens kommen.

Aus immissionsschutzfachlicher Sicht ist festzüstellen, dass die durch den Schat-
tenwurf der  Bergbahn  betroffenen  Personen  in  ihrer Wohnqualität gestört  Öder
beeinträchtigt werden. Grund hieriür sind die Lichts€hatten-Effekte. die auf die
Terrassen/Bslkone/Gärten einwirken oder auch über die Fensür bis in die Tiefe
der Wohnungen ejndringen. Für diese Einwirkungen des bewegten Schattens ei-
iier Bergbahn  liegeri jedoch  keine verbjndlichen Grenzwerte ¥or.  Vergleichbare
gerich{liche Ent§cheidungen, die eine Orientierung liefem könnten, sind uris nicht
bekannt.  Die Grenzwerte,  welche für die Windenergieanlagen  (=  WEA)  entwi-
cken wurden, sind, wie oben berefts dargelegt, für die BewerLung des Schattens
der  Gondeln  einer  Bergbahn  niclit zutreffend.  Zudem  sind  keine  zu  VVEA  ver-
gleichbaren  VermeidLmgsmaßnahmen  senens  der  Bergbahn  möglich.  Ein  Ab-
schalten  der  Bergbahn  bej  intensiven  Schat{enwirkungen  ist  im  Gegensatz  zu
WEA  hier  nicm  möglich.  Somft  stehen  nur  2  LÖsungsvarianten zür Verfügüng:
entweder den Scha«enwuff in sejnen AuswrkLingen als mnnehmbar zu bewerten
oder den Umbau der Bergbahn von einer Pendelbahn auf eine Umlaufbahn nichi
zuzulassen.

Betroffenheit dör AmAr®hner:

a)   AUßenwohnbereiche

Die  vom  Gutacmer  angegebene,  zukünft©  zu  erwartende  maximale  Ver-
schattungsdauer   an   einem   Sonnentag   (worstcase~BetrachtLing,    10   22,
Schat[enbergweg  10) von 5:32 Stunden pro Tag und clie meteorologisch zu
erwartende liäufigkeit von 92:15 Stunden  pro Jahr durch die geplante  Um-
laufbahn stem aus immissionsschutzfacmcher Sicm zumindest zeitweise ei~
ne deutliche Beeinträcmigung der Wohn- und Lebensqualftät der betroffenen
Anwohner dar.  Anfang Mai Ünd Anfang Augiist ist in der Zeit von  ca.  08:30
bis ca.  12:30 Uhr mt einer durchgehenden V©rschaftung zu rechnen.  ln der
Jahresmme wurde von ca.  9;30 bis ca.  10:45 Uhr und von ca.  13:30 bis ca.
14:30 Uhr erneüt eine Verscha"ing prognostkiert. Dies ist de Zeft, in der die
Menschen  im  Sommer üblicherweise - zumindest  regelmäßig  an  den  Wo-
ehen©nden    und    Feiertagen    -    auch    das    Wohneri    auf    die    Terras-
sen/Balkone/Gärten veriagern. Ein ungestöRer Aufenthal{ ist zu diesen Zeiten
außemalb  der Wohnung  aufgrund  des  Schattenwurfs  nicht  mehr  möglich.
Diese Aussage trifft für den lmmissionsort 22, WEST, ebenso zu. Zwar weist
dieser  lmmissionsori  um  ca.  1  Stunde  niedrigere  Verschattungszeiten  pro
Tag auf. Jedoch m die Verschattung an den Vormmagen über längere Zeft
relativ kompakt auf. Welche Smation naoh suoiektivem Empfinden störender
ist,  hängt im  Wesentlichen  von  der Ausrichtung der  Räume  sowie  den  le-
bens- und Nutzmgsgewohnheften ab.
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Zum  Sehutz von  Ba{konen  und Terrassen  vor direktem  Schattenwuri  wäre
das Anbringen  von  Markisen  denkbar,  wobei  der  in  der  Umgebung  vorbel
ziehende  Scha«en  auch  durchaus  noch  als  Beeinträcmigung  empfuriden
werden karin.

b)   WQh"ngen, Wohnraumfenster

Auch die Einrirkungen des Licht-Schatten-Effekts auf die WQhnraumfenster
ist für die Beurteilung von Bedeutung, da der Schaften über die Fenster bjs
tief jn die Wohnräume eindringt. Wollte man sjch vor den Schatleneliirirkun-
gen  schützen,  so  müsste  man  hierzu  die  Räume durch  Jalousien,  RDIlos,
Vorhänge abdunkeln.  ln wie weit auch den Schatteneinwirkungen  innerhalb
der Räume bzw.  relevanter Arbejtsbereitie (Schreibtisti) dLmeh das Fluten
mit Tageslichtbeleuchtung  rirksam  sein  kann,  ist  bislang  njcht  hinreichend
gekläri.
Mit  der  Zunahme  der  §chaftenfreqLienz  -  und  der  damit verbundenen  Ab-
nahme der Erholungspausen zwischen den Verschattungszeiten - diirch die
neue Kabircnumlaufbahn nimmt dö Beeinträcmgung der Anwohner gegen-
über dem lsT-Zustand (Pendelbahn) deut[ich zu`

Aus den ORseinsichten wurde au¢h ersiehtlich, dass - wie es tm Beisplel des
10 7, der Fa]l ist - der Schatien der Nebelliombahn sowohl die Westfassade
(große  Fenster-Tür-Kombjnstiam des Wohnzimmers  zur Terrasse)  als  auch
die   Südfassade  (zusät2liche   Fensler  des  Wohnzimmer§)  eines  einzigen
Raumes betreffen kann.  Da dle Fengter innerhalb  der Südfassade hlnsicht-
lich  der  Liehtausbeute  gegenüber der  Fenster-Tür~Kombjna(icm  iintergeord-
net  §ind,  halten w-r es für zumutbart  die  Fenster der Südfassade während
des Schattenwuris abzudunkeln.  Eine Aufsummjerung  der Schaftenwurizei-
ten für die Süd- und Wesffa§sade hanen rir daher für nicht eriorderlich.

c)   Vorbelastung dureh die bestehende Bahn

Die vom Schattenfflff der neuen Umlaufbahn betroffsnen Grundstücke wer-
den derzeü schon vom Schatten der bestehenden Pendelbahn betroffen.  Es
liegt daher bereits eine relevante Vorbelastung der lmmlssionsor!e vor.  Die
Verschaftüngszeiten dsr bestehenden  Pendelbahn  betragen  im  worst case
(SeJte 136 des Gutachtens):
.      am Anwesen scha«enbergweg  10,  lo c bzw,10 22 SÜD:          5;48 h/d

bzw. 446:44 h/a
-am Anwesen schattenbergweg  l0,  lo c bzw.10 22 WEST:      4:59 h/d

bzw. 466:09 h/a.

lm Vergleich zwischen der aften und neuen Bahn reduziert sich die Verschat-
tungszel! der neuen Umbufbahn um ca. 9 % für die Jahressumme bzw.  7 %
für die Tagessumme.  Grund hierfür jst,  dass die neuen  loer-Gcmdeln kleiner
sind und daher kk3ineren Schaften werien,  als die Gondeln der bestehenden
Pendelbahn, mit der 5060 Personen stehend transportiert werden können.

2.1.1.4.   Aus den Kabjner` h®raüsfal[ende Geger"tände

Die  bestehenden Gondeln der Pendelbahn veriügen über klejne Fensteröffnun-
gen. Theoretisch wäre es möglich, dass durch Personen, dje sich in der Gondel
befinden,  kJeine Gegenstände, aus der Gonclel nach außen gelangen. Auch die
geplanten  loer-Kabinen  weisen  kleine  Fensteröffnungen  auf.  Diirch  Vorgaben
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der technischen Seilbahnaufsicht wird ausgeschlossen bzw.  die Wahrscheinlich-
keit auf ein auf ein Mindestmaß reduziert, dass Gegenstände nach außen gelan-
gen können.

2.1.1.5.   Wohn®n, Freiz®it, v®rkehrgt®clmlsche Belang®. Scl``ft dor Prfvat3phäre

Siehe hierzu UVP-Bericht Nr. 3.1, S.10,11  und zusätzl[ch zum Asp®kt SchLitz
d®r Privaßphär® folgende Ausführu ngen :

Die Seilbahntrasse der geplanten Anlage verläuft in der Sektion 1 nahezu entlang
der  bestehenden  Trasee  der  Nebelhombahn.  Eirte  leichte  Verschwenkung  in
südlicher  Richtung  emöglicht  die  Einfahri  auf der  Mmelstation  Seealpe  neben
dem  bestehenden Bahngebäude.  Dles entspricht exakt dem Trassenverlauf der
alten  Nebelhombahn  von  1927,  die  1977  durch  die  bestehende  Bahn  ersetzt
wllrde.

Die  Situierung  als auch die  Überspannungshöhen  der jeweiligen  Stützen  in der
Sektion  1  bk3iben  nahezu  identisch  gegenüber den  derzeitigen  Bestandstützen.
Lediglich die Stütze 1  wird um ca.  10 m in Richtung Tal verschoben; dies führt zu
einem Abrücken der Stütze von den Wohngebäuden. lm Normalbetrieb der jetzi-
gen  Pendelbahn  überfahren  ca.  alle  6  Minuten  zwei  Gondeln  (Berg-  bzw.  Tal-
fahrt)  mit max.  60  Personen  das Wdhngebjet.  Künft©  Überfahren zwej  Kabjnen
(Berg-bzw. Talfam) das Wohngebiet in einem Abstand von 30 Sekunden.
Archivaufnahmen  zeigen,  dass  das  Gebiet  in  der Nähe  der Talstation  (südlich
des Famenbaches und der Straße Am  Faltenbach")  nur in  sehr geringem Aus-
maß bebaut war.  Überfahrtrechte zugiinsten der Nebelhombahn waren für das
gesamte  Gebiet  dinglich  gesichen.  Größtenteils  ist  dies  auch  heute  noch  so.
Fast sämtliche Gebäude  sind  nach der  Erstelliing  der  Nebelhombahn  entstam
den,  so  dass  den Anwohnem  dle  Beeinträchtigung  der Privatsphäre durch  die
Überfahrten bekannt war.

2.1.2.   Schiitzgut Tiere Pflanzen und biologisclie Vi®lfalt
Siehe merzu UVP-Bericht Nr. 5.2; S, 26 bis 29

2.1.3.   Schutzgut Fläche, Bod®n, Wasser, Luft, K«ma und Landscliaft
Siehe hierzu UVP-Bericht Nm. 5,3, 5`4, 5.5, 5.6, 5.7: S.  30 bis 33

2.1.4.   Schutzgut kulturellec Erb® Ünd son®Üge Sachgüt®r (auch W®rtmlnderung der
'mmobili®n)
Siehe hierzu UVP-Bericht Nr. 5.8; S. 33,34
Von  betToffenen Anwohnem vrird eine erhebliche Wertminderung  ihrer lmmobilie be-
fürchtet, verursacht durch den Schattenwurf, die Lämbelästigung und Überschreitung
der Richtwer[e, Störung der Pn'vatsphäre, und das erhöhte Verkehrsaufkommen.

2.1.5.   W®chselwirkLing z`Atlschen d®n voq®narinten Scl`Litzgötem
Siehe hierzu UVP-Bericht Nr. 5.9; S. 34, 35

2.2. ZLisamm®ntass€nde Darssellt.ng der M®rkmale d®9 Vorhab®n9, des Stai`dom und
der g®planten Wlaßnahmer], mit deri®n das Aufflet®n ®rhel)lich nachülliger Umwelt-
ausvrirkui.9en des Vorl)abens ausgeschlossen, v®mlndert oder ausgeglich®n vv®r-
d®n soll®n soll, sowl® ®in® Beschi®ibung geplant®T Ersatzmaßnal-men (§ 24 AE)s. 1
Nm. 2, 3, 4 UVPC)
Siehe hierzu UVP-Bericht Nm. 4.1  bis 4.3, S. 21  bis 23
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3.   Begri}ndet® Bewertüng (SchluasfolBerüngm) der Ümw®mtisyrirküngen (§ 25 Ab8. 1
uVPC)

Die in § 25 Ab8+  1  UVPG vog§}eschriebene Bewertung dient der Ent§cheidungsvorbereftung im
Zulassungsveriahren.  Sie eriblgt im  Prüfungsvorgang getrenm von  den  übrigen Zulassuiigs~
voraiiseetzungen nicht umweftbezogener ArL Eine Abwägung mit ausserumwelti.echtlichen Be-
langen wttd an dieser Stelle nicht vofgenommen. Dje Bewertung bzw. Schlussfolgerungen der
Umweftauswirkungen auf die jewelligen Schutzgüter erfolgt durch Aus)egung und Anwsndung
der  iimweftbezogenen  Tatbestandsmerkmate  der  einschläg©en  Fachgesetze  auf  den  ent-
scheidungserheblichen Sachverhalt.

3.1, Schützgüt Menschen, insbesondere die monscl`liche Gesundheit

3.1.1    Lärmimmbstonen (anlagebedingt® Aüswirkmgeri)

Taaesbetrieb:

:t:::::::|t::::c#::,isecpn::rsrcehieknei::h:e'dme:k::t::ä:dv,:r.moa6d::bb,i,:h2e2no:.,cuh|Lebne:
durch dle Summe aller Geräusche, elnschlleßlich des Parkplatzbetriebs. eingehalten
oder auch  erheblich  unterschritten werden.  Die Einhaftung  der aufgezeigten  Lärm-
minderungsmaßnahmen wird durch emspreßhemde Auflagen  in  der  Bau-  und  Be-
triebsgenehmigung und die garantierlen  BeurieiLungspegel werden durch  eine Ab-
nahmemessung sicher gestelft.

Nacmbetrieb. eeftene ErBianisse:
Der Nachtbemeb „aus zwingenden betrie"chen Gründen" ist antragsgemäß aLri 10
Fahrten  pro Jahr begrenzt,  Gegen  diese  Fahrten  bestehen  aus Sicht des  technL-
8chen Umweftschutzes keine Bedenken, da sie als seftene Eneignisse im Sjme der
TA+äm  einzustufen  slnd  und  den  füt  seftene  Ereignisse  maßgeblichen  Nacht-
Fticmweri nach dem Stand der Technik erheblich unterschreiten werden. Nacms f[m
det kejri Parkplatzbetrieb statl

Zusammenfässende Beurteiluna zum anlaaebedinsten Lärmschutz:
Durch den Neubau `nrid die bestehende Lärmsttuation wesentlich verbessert.

Nachdem   die   Auflagenvorschläge   des   Sachgebietes   22   des   Landratsamtes
Oberallgäu in die Genehmigung mit aufgenommen "3rden, bestehen aus lärmtech-
nischer Sicht keine Bedenk€n gegen die Genehmigung der neuen  Nebelhornbahn
als Z\h/e€sei l~Kaöinenumlaufbahn.

3.12   Lämimmissionen {bstriebsbedirigt® Aügwirimngent Fahnieritehr)

Fließender Verkehr:

g:,rzF:::c7h;:rT¥Ls:#zsu:'£:::r:it'sd`::t:':`ä:r.A:?acgh;::;So;:e.,t:t:rndes',::3::
hervorgerufenen Fahwerkehr8, nicm erfüm sind` Somjt bedari es keiner immlssions-
schutzfachlichen LJntersuchung und BewerLung der Lärmemissionen auf den Öffem-
lichen Straßen.
Durch die NebelhornbahnAG \^rird eirt dwtamisches Park%ystem installiert. Diese
Maßnahme mindert den park            Verkehr.

Ruhender Verkehr:

3#±+#WerdenmiTagesbetriebeingehalten`ZuNachtzeiten
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3.1.3    Scha«®f.wurf

Für  die   immissionsschutzfachliche  BeuTteilung  der  Einwjrkungen  des   bewegten
Schattens  einer  Bergbahn fehlen  die  hieriür notwendigen  Grenzwerte.  Die  Grenz-
werte, welche für die Windenergieanlagen gelten, sind hier nicht anwendbar.  Daher
kam  die  Frage  der Zumutbarkeit  der  Einwirkungen  des  bewegten  Schattens  der
geplanten  Nebelhombahn  nur  in  einer  summarischen  Ab`^iägung  aller  re[evanten
Fakten beantwortet werden.  Hierbei spielen neben immissionsscliutzfachlichen Ge-
sichtspunkten auch wesentliche Fragen des Bau~ bzw.  Seilbahnrechts, wie z.B.  das
Zustandekommen der Nachbarschaften.  die  Überlegungen  zur Verhältnismäßigkeit
des Versagens der Genehmigung bzw.  einer maßvollen Anpassung an den  Stand
der  Technik,  die  Prüfung  venschiedener  Varianten,  dje  Probleme  der  Überfahrts-
rechle. usw. eine wesentliche Rolle.

Aus  immissionsschutzfachlicher Sicht  ist festzustellen,  dass der Schattenwurf der
geplanten  Umlaufbahn  auf die benachbanen Anwesen  als durchaiis störend emp-
funden werden kann. Bedeutsam erscheint z,B. auch die Talsache. dass bereits ei-
ne Beeinträchtigung O/orbelastung) der Wohn- und Lebensqualität durch die beste-
hende  Bahn  gegeben  ist.  Für die  Beurteilung  der Zumutbarkeit des  Neubaus  der
Nebelhombahn  ist daher weniger die abso]ute Verscha«ungsdauer pro Jahr,  bzw.
pro Tag,  entscheidend,  als vielmehr die Veränderiing des Schattencharakters auf-
grund  der deutlichen  Erhöhung  der Schattenfrequenz  durch  die  geplante  Umlauf-
bahn.

Neben  den  in der Stellungnahme des  Landratsamtes Oberal©äu  vom  27.05.2019,
Az.:  SG  22-610/6-ST-05/19,  unter  Nr.  2.3.3  bereits  genaiinten  Gründen,  sind  der
Charakters des Gondel§chattens der neuen Gondeln (Größe, Geschwindigkeit, Ver-
änderung  über den  Tag  und  das  Jahr),  die  begeits  vorhandene Vorbelastung  der
Wohniingen  durch  die  bestehende  Pendelbahn  sowie  das  Ziistandekommen  der
Nachbarschaften von Bergbahn und Wohngebäuden für die Bewer(ung von zentra-
ler Bedeutung.  Daher sehen  rir auch unter Berücksichtigung der Freque"zsteige-
rung die GrerEe der Unzumutbarkeft noch nicht emeicht.  Positjv erscheint auch die
Tatsache,  dass zwar nicht zu allen Zeiten,  aber dennoch  in  erkennbaren  Zeiträu-
men, Anpassungsstrategien an den bewegten Schatten durchaus möglich erschei-
nen.

ln der Ergänzung vom 04.06.2019 zur o.g.  Stewungnahme wurde Folgendes festge-
stellt:

a)   Nicht alle Wohnungen/Wohngebäude sind diirch den Schatlen der Bergbahn
in gleicher Weise betroffen.

b)   Es     werden     derzen     schon     Anpa88ungsstrategien     an     die     Beson-
nung/Bescliattung pTaktiziert.

c)   Es  ist  allgemein  üblich,  dass  die  Menschen  zum  Schutz  vor  übermäßiger
Aufheizung der Räume im Sommer die von der Sommer-Sonne betroffenen
Fenster/Balkontüren^^/intergärten verdi]nkeln.

d)  Aus den graphischen  Kalendem kann entnommen werden, dass die Haupt-
verscha«ungs-zeiten  jn  der Regel auch  m der Hitzeentricklung  der Som-
mersonne einher gehen (so z.B. von 09:00 bis 15:00 Uhr).

e)   Dadurch,  dass die Abdunkelung der Räume zum Schiitz vor Erwämung  in
den  Sommemonaten  allgemein  üblich  ist,  kann die  partiem3  Verdunkelung
einer Fassade der Räume zum Sch`nz vor Schattenwurf nicht als urizumut-
bar bewertet werden.

Daher  §ind  die  bisher  schon  praktizjerten  Anpassungsstrategien  auch  zukünftig
sinnvoll und möglich,  um dem Schattenwuri der neuen Nebelhombahn wirksam ent-
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gegen zu wirken.  Der Gondelschatten wird auch aus diesem Grund nicht als unzu-
mutbar bewertet.

Je  nach  Nutzerverhaltent  Wohnraumorientierung  iind-  Nutziing  können  die  Einwir-
kungen auch subjektiv verschieden \^/ahrgenommen werden.

Ausschlaggebend  für  die  po§hive  Beurteilung  ist  letztendlich  dle  Tat§ache,  dass
nach Auskunft  der Nebelhombahr+AG durch  db  Frühjahrsrevjsion  (von  ca.  1,  bis
21.  Mai) wesentliche Verscha«ungszeiten im Mai an dem am stärksten betroffenen
lmmissionsort  10  22  SÜD  nicht,  oder nur sehr kurz,  eintreten werden.  Die  Revisi-
onszeiten  sollen  auch  durch  eine  entsprechende  Auflagen  im  Genehmigungsbe-
scheid  sichergestellt werden.  Dieser Vorgehensweise stimmte  die  Nebelhombahn
AG zu.

Bei  einer  summarischen,  medienübergreffenden  Bewertung  zur  Zumutbarkeit  der
neuen Nebelhombahn dari auch ni€ht übersehen werden, dass sjch die P"cht zur
gegenseitigen Rücksichtnahme der Nachbam gegenüber der seft  1927 genehmig~
ten  Bahn  verschiebt,  und  dass  sich  die  Lärmauswirkungen  der  das  Umfeld  seit
Jamzehnten prägenden, und heute als ortsüblich a"!usehenden Nebelhombahn auf
die vom Schatten betmffenen Nachbarn - insbesondere der Wohnungen im Umfeld
um Stütze 1 - erheblich verbessem werden.

Aus  unserer  Sicht erschiene es unter Würdigung  der erkennbaren  Fakten  unver-
hältnismäßig`  der  Nebelhombahn  die  Modemisierung  und  die  Anpassung  an  den
Stand  der Technik  aiif9rund  der Frequenzänderungen  des  Schattenwuris  die  Zii-
stimmung zu verweigem.

Unter  Würdigung   der  dem  SG  22,   technischer  Umweltschutz  im   Landratsamt
Oberallgäu,  erkennbaien  Fakten  (siehe  Ziffer  2.3),  insbesondere  aber  auch  auf-
grimd der vorgelegten gutachterlichen Berechnungen und Bewemngen sowie unter
Einbezug eigener Erhebungen zum Schatlenwuri, kommt das Landratsamt Oberall-
gäu zu dem Ergebni8, dass der durch den Neubau der Zweiseil-Umlaufbahn verur-
sachte Schattenwurf zumiitbar ist.

3.1.4   Aiis den Kabinen herausfa]lende Gegenstände

Das Herausfalk3n bz\ßi. mnauswerfen von Gegenständen wjrd durch entsprechende
Vorgaben/Auflagen  der technischen  Seilbahnaufsicht vermndert  bzw.  auf  ein  Mln-
destma ß reduziert.

3.1.5   WoltneTt, Freizelt, v®rkel"techriig¢rie Be]ange, Schutz def Priyatsphäre

Siehe hierzu UVP-Bericht Nr. Nr, 5.1 ; S. 24, 25 und
zusätzlich zLim Aspek* Schütz der Priyatsphäre fQlgende Ausführungen:

Von  betroffenen Anwohnern wird eh erhöhter Eingrff in die Privatsphäre durch  Er-
höhung  der  Förderkapazität  sorie  Erhöhung  der Anzahl  der  Kabinen  pro  Stunde
problematisiert.
Die Nebelhombahn fährt seit ca.  1930 auf dieser Trasse und die betroffenen Grund-
stücke wurden erst später bebaul Die Grundstückseigentümer wussten von Anfang
an  um die Einsehbarkeit ihrer Grundstücke.  Durch den Neubau der Nebelhornbahn
ändert  sich  für die  betroffenen Grundstücke dje  Bnsehbarkeit nur hinsicmlch  der
erhöhten Frequenz der Überfahrbn. Ein schwerer und uneriräglicher und damlt enl-

3jg:::£ft¥nmä:rdc:rdt;n£ä#ej%£ten:,,g3T;üömff::{,#.:gcjät,::£gritHEt:t:h{ezr:udnufde:nD,e
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3.Z. S¢hutzgut Tiene "anzen und bl®Iogisclie Vi®ffilt

Siehe hierzii UVP-Bericht Nr. 5.2, S[ 26. 27, insbesondene €olgende Ausführungen:

In der Gesamtbetrachtung werden weder für Arlen gem. Anhang lv FFH-RL noch für eu-
ropäische  Vogelarten  i.S.v.  Art.  1  VS~RL Verbotstatbestände  nacli  §  44  Abs.  1  Nr.   14
i.V.m, Abs. 5 BNatschG erfüllt.

Natima 2000J3ebiete :
Die  FFH-Verträglichkeitsabschätzungen  zum  FFH€eblet  DE  8528-301  und  zum  Vogel-
schutzgeoiet DE 8528401  kommen zu dem Ergebnis, dass sich auch unter Berücksichti-
gung kumulativer Prqjektwirkungen mit anderen Pnqjeltien kein€ erheblichen  Beeinträchti-
gungen der Gebiete in den för ihre Erhaltungsziele bzw. mren Schiitzzweck maßgebtichen
Bestandteile i.S.v. An. 3 FFll-RL umgesetzt in § 19 i.V.m. § 34 BNatschG ergeben.

Weftere Schutzaebiete und - Obiekte:
Es werden Flächen der amllichen Biotopkanierung Bayem (Lkr. Oberallgäu) sowie sonsti-
ge  kartierte  Biotope durch dje Baumaßnahme  beemräcmgt.  Zudem  sind  Flächen  eines
Landschaftsscliutzgebiets (LSG) belnoffien. Für das LSG werden in einer Tabelle die über-
bauten  und  versiegelten  Flächen  ausgewiesen.  Die  Flächen  im  Beneich  der temporären
lnanspruchmhme werden nach Abschluss der Baumaßnahme wiedemergestellt, nachhaL
tige Eingriffe sind somit hier nicht zu verzeichnen.

3.3. Scliutzgut Fläche, Boden, Was.er, Liift, Klima und Landschaft

Siehe  hierzu  UVP-Bericht Nm.  5.3  bis 5.7,  S.  30  bis 33.  insbesondere fölgende Ausfüh-
rungen:

E!ägbg:  Das Vorhaben  bringt keine  Flächenneuerschließung  mft entsprechenden  Folge-
wirkungen mil sich.  Es werden Übemriegend  Flächen beansprucm,  die derzeit  berefts  er-
ner intensiven Erholungsnutzung untemegen.  Es kommt daher lediglich zu einer Verlage-
rung  bestehender Belastungen.  Großräumig geändehe Nutzungsbedingungen oder eine
bessere Erschließung bisher störungsarmer, hochweriiger Bereiclie ist nicht gegeben.

Bgg§p:   Betriebsbedingf  sind  keine  bzw.  allenfalls  sehr  geringe  Auswirkungen  auf  das
Schutzgut Boden zu erwarten.  Erhebliche Beeinträchtigungen des Schutzgutes sind ins-
gesamt betrachtet mit Ausnahme der kleinflächigen Versiegelung somit nicht erkennbar.

Wasser:  Durch  das Vorhaben eriolgt  keln  direkter  Eingriff in  Obemächengewässer und
deren Retentionsraum. Erhebliche negative Auswirkungen auf den Grundwasserhaushalt
sind  ebenfalß  nicht zu  erwarien.  Unter  Berücksichtigung  der Vermeidungsmaßnahmen
sincl  diese  jedoch  nicht  als  erheblich  zu  bewerten.  Erhebljche  Beeinträchtigungen  des
Schutzguts Wasser können somit ausgeschlossen werderi.

Luft.  Klima:  Betriebsbedmgt sind  durch  den  Ersatzneubau  keine erheblichen Aus\^rirkun-
gen auf das Schut!g`ft zu erwarten. Lediglich durch den möglichen Anstieg des VeTkehrs-
aufkommens  molge  der  Kapazitäls-  und  A"altiivffatssteigenJng  (ca.  20  %  gegenüber
dem  Bestand in einem Durchschnmstahr) der Nebelhombalin komml es zii einer gering-
fügigen  Ei.höhung  der  verkehrsbedingten  Schadstoffbelastung.  Unter  Berücksicmgung
der  bestehenden  Verkehrsverhännisse  und  des  klimatischen  Ausgangszustands  (guter
Luftaustausch clurch Fallwinde, keine großen Schadstoffemittenten in näherer Umgebung,
kein  Schwerlastverkehr,  verkehrsberuhigter Berei¢li) wird  sich  die jetzlge  Situatjon  nicht
wesentlich verändem.  Eine Überschneitung der entsprechenden Grenzwerte für den Men-
schen auch umem Berücksichtigung der Gesamtsituation des Ones (Randlage),  ist nicht zuen-.
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Rjlevante  Auswirkungen  auf  Flachen  mft  Bedeutung  im  Hinblick  auf  den  Klimawandel
sind \;on dem Vorhaben nicht zu erwanen.

Landschaft:  Die  bauzemichen  Beeinträchtigungen  des  Landschaftsbild§  und  der  Erho-
lungsfünktion durch Baubetrieb. Materialseilbahn und ggf.  Hubschrauberflüge ist aufgrund
dler Kurzzeitigkeit niclit als nachhaltig einzustufen.
lnsgesamt  betrachtet  ergeben  sich  keine erheblichen Ausrirkungen  auf das  Schutzgut
Landschaftsbild. Das Landschaftsbild kann wiederhergestellt bzw. neugestalbet werden.

3.4. Scl"tzgLit kiiltur®lI®s Erbe Lind 3onstlg® Sachgüter (aLich W®rtmlnd®rurig der lm-
mobl'[®)

Sjehe hierzu UVP-Bericht Nr. 5.8, S. 33. 34 insbesondere folgende Ausführungen:

lm  Bereich  des geplanten  Vorhabens  befinden sich.  außer an  der Talstation.  keine  be-
kannten  Bau-  oder BodendenkmäkN.  Hinsichtllch des  denkmalgeschüzten  Blockbaus  in
der Oststraße 39 wurde vom Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege angeregt. die Si-
tuierung des Neubaus an der Talslation zu überdenken.  Für djese§ Gebäude wii.d ein se-
parater Bauantrag gestellt.  lm Rahmen des Baugenehm©ungsveriahr€ns werden die Be-
lange des Denkmalschutzes gewürdigt.

Eine zusätzliche  Beeinträchtigung der historischen Kufturlandschaft,  insbesondere der be-
stelienden Wiesen- und Almnutzung,  und somit auch des Sachguts LandwiTtschaft erfolgt
durch das Bauvorliaben ebenfalls nicht.

Beeinträchtigungen  der Boden-  iind  Lawi"=nschutzfunklion des Walds und  der forstwirt-
schaftlichen  Nutzung  können  unter  Berücksichtigung  der  Vemeidungsmaßnahmen  und
des gen-ngen Flächenausmaß als nicht erheblich angesehen werden, OGe Schmzwaldfunk-
tion der Wälder kann gewahrt werden,  Lediglich im  Umfeld der Stütze 1  in Sektion 2 sind
adgrund der erhöhten Gefahr von La`^/inenabgängen besondere Maßnahmen zum Schutz
der Anlage zu berücksicht©en.

Auswirkungen auf die Sachgüter Land- und Forstwirtschaft werden aufgrund der Kleinflä-
chigkeit und der Möglichkeit der teilweisen Wiederherstellung der Funktionen der Flächen
als nichl erheblich angeselieri.

Der Gesamtlebensraum für das Wi[d  bleibt erhaften.  Die Auswirkungen  auf das  Sachgut
Jagd sind als nicht erheblich zu betrachten.

Hmsichtlich  der  befürchteten  Wertminderung  von  lmmooilien  ist  festzustellen,  dass  die
Nachbarschaftslage für die Ermittlung des Bodenwenes von Bedeutiing ist. Die Wohnlage
wird  durch die unmittelbare  Nähe im werlerhöhenden  oder weitmindemden  Sinne  mi`be-
stimmt.  Eine  Situationsveränderung  in  der  Nachbarschaft  ist  grundsätzlich  wertbestim-
mend zii  beuneilen.  Hierbei  handeft es sich  um  private  lnteressen  der jeweiligen  Grund-
stückseigentümer.  Diese  sind  nichl  im  Prüfumfang  der  Bau-  und  Betriebsgenehmigung
enthalten (Art.13 Abs. 5 BayESG).

3.5. Wechsel`^rimung zwisch®n d®n vorg®nannt®n Gütem

Wechselwirkungen zwischen  Schutzgütem treten im Wesentlichen zwischen den  Schutz-
gütem Tiere  und  Pflanzen  und  Landschaft sowie zwischen  Tiere  und  Pflanzen  und  den
abjotischen Standortfaktoren Boden, Klima und Wasser auf.

Die  verscliiedenen  Wirkungeprozesse  sjnd  hier jedoch  räumlich  und funktional  begrenzt
So führen die Waldradungen im Zuge der Baumaßnahme zu einem Verlust bzw, einer Re-
duzierung  der  positiven  Ökosystemleistung  insbesondere der Wälder  mit  Schutzfunktion.
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Die negativen Wjrkungen werden aufgrund des geringen Umfangs und unter Berücksichti~
giing der Vermeidungsmaßnahmen als unerheblich geweriet.
Der durch Versiegelung kbjnflächig erhöme Obemächenabfluss führt allenfalls zu einer lo~
kalen F{eduzierung der Wasserversorgung der Böden.

Auswirkungen durch eine erhöhte Frequentjerung des GebieüBs diirch  Erholungssuchen~
de sjnd aufgrund des geringen Aktionsnadius so`Ärie des Nutzungsverhaftens des Großteils
der Gäste nicht zu  verzeichnen. Wefter können mögliche  Beelnträcmigungen  dürch  ent-
sprechende Lenkungsmaßnahmen zusätzljch m inim.Eert werden.

Herausragende Bereiche mit Wöchsetwirkungen slnd nicht bzw. nur in verglsichsweise ge-
ringem Umfang betrüffen, so dass diesbezüglich keine Maßnahmen erforderiich sind.

4.   Erläuterung, wie die begründete Bewertüng in der zulassungsenüch®idung b®rücksich-
tigt wiTd (§ 2€ Abs. 1 Nr. 3 Buchst. d UVPG)

4.1. Angaben des UVP-Berichts

Der UVP~Bericht kommt bei den jeweiligen Schtizgütern zu dem Ergebnis, dass durch dae
Vorhaben  keine erheblichen  Umweftausrirkungen  auf die Schutzgüter zu  erwarten  sind
bzw. Un"/eltauswjrkungen ausgeglichen "rden können.
Ausgleichs- und Kompensätionsmaßnahmen sind als Auflagen der jeweiligen Fachbehör~
den bei den Nebenbe§timmungen in Ziff, A) Vl! der Bau- iind Betriebsgenehmigung enlhal-
ten.

4.2. Behördliche StellLingnahm®n

Auflagen und Hinweise, dle in behördfichen Stellungnahmen emha«6n sind, wegden inso-
fem in der ZuLassungsentscheidung beTücksichtigl, al8 8le ar§ Nebenbestimmungen in Ziff.
A)  Vll  der Bau-  und  Betriebggenehmigung enthalten  sind`  Die  naturschutzrechtliche  Er-
laubnis gem.  §  3  Abs.  1  BÜchst.  a  und  c der Ver®rdnuiig zum  Landschaftssohutzgebiet
„Allgäuer Hochalpen" ist in der Bau- und Betiebsgen©hmigung enthalten.

4.3. ÄÜßerungeri der öffenüichk€ft

ÄUßerungen  der Öffientlichkeit,  die  innerhalb der  Eiwendungsfrist  und  beim  Erörterungs-
temiin  vorgebracht  wurden,  wurden  in  der  Zulassungsentscheüung  berücksichtigt  wje
folgt:
•     Hinsichtlich des  erhöhten  Ejngriffs  in  die  Privatsphäre  wiirden sie  rechtlich  gewürdigt

und abgewogen (siehe Nr`  3.1.5},  ln den Nebenbestimmungen ist dle Auflage zur tejl-
weise b[ickdichten Ausführung der Kabinen enthaften.

•     Hinsichtlist des Scha«enwurfes sind vrir aufgrund der Schattenwuriprognose der Fa.
Ramboll  und der daräuf beruheiiden Stellmgnahme dea SG 22, te¢hni§cher Umweft-
schutz, Landratsam Obefallgäu, zu dem Ergebnis gekammen, da©§ der Schaftenwuri
zumiitbar und das Gebot der Rücksicmnahme nicht verletzt ist.

•    Anlagebedingte Geräuscmmmissionen: durch entsprechende Äuflagen in der Bau-und
Bstriebsgerchmigung rird slchergestellt, dass die Gfenzwerie eingehalten wemen,

•     "e Gefahr durch herabfalleride Gegenstände wird durch vorgaben/Auflagen der tech-
nischen Seilbahnaufsicht ausgeschlossen bzw. auf ein Minimum verringer[.

•     Erhöhtes Verkehrsaufltommen: im schamechnjschen 6utachtBn der Fa. Tecum wurde
nachgewiesen,  dass ee keiner immjssionsschutzfachlii¢hen Untersuchung und  Bewer-
tung der Lämiemissjonen auf den öffentlichen Straßen bedari. Ungeachtet dessen wlrd

31



von der Antragstellerin eln dynamisches Pari¢leitsystem  installiert.  Dies ist  in den  Ne-
benbestimm ungen als Auflage enthaften.

•     Befürchtete erhebliche WeTtminderung der lmmobilien:  Hierbej handelt es sich um  pri~
vate lnteressen der jeweil©en Grundstückse@enümert Dbse sind nicht im Prüfumfang
der Bau-und Betriebsgenehmigung emhaften (Art. 13 Abs. 5 BayESG).

5.   EnBch®idüflg übör die ZLilässigkeit des Vorhabens (§25 Abs. 2 UVPG)

Als  Eqebnis der Umwelwerträglichkeitsprüfung  läs§t gich festha«en,  dass die Auswirkungen
auf die Schutzgüter §owohl  in  lhrer lntensität aki auch tächenmäßig  reffiiv gering  und  lokal
begrenzt sind. "e anlagenbedingten Aus\Arirkungen sovrie die Au§wirkiingen durch den Betrieb
bewegen  sich  in  etwa  auf dem  Niveau  der Vorbelastung  der  bestehenden  Nebe[hombahn
Herausragend empfind«che Bereiche werden nicht tangieri und beeinträchtigt.  Das Schutzgut
Menschen,  insbesondere die menschliche Gesundheit.  ist im Bereich der WQhnbebauung  bei
der Talstation zwar betroffen.  Die begmndetB  Bewedung  hat gezeigt,  dass die  Betroffenheit
dieses  Schutzgutes  durch  Lärmimmissionm  innerhalb zulässiger  Grenzwerte  liegt  und  hin-
sichllich des Schattenwurfes z\Ä^ar subjektiv als störend aber nicht als gesundheitsschädlich zu
werten ist,

Nach Abwägung aller umweftrelevamen Belange kommt das Landratsamt Oberallgäu zu dem
Ergebni8, dass das Vorhaben z`^mr Ausw.rkungen auf die Schutzgüter hat. Durch Auflagen in
der Bau- und Beftbbsgenehmigung und im  Rahmen des Au§gleichskonzeptes und der land-
§chaftspflegerischen Maßnahmen wird aber dafür Sorge getragen, dass die Auswirkungen auf
die  Schutzgüter ausgeglichem oder so minimieri werden,  dass  §ie  hinnehmbar sind  und  das
Vorhaben  unter  Berücksjchtigimg  der  voigesehenen  Sehutzvorkehrungen  und  Kompensati-
onsmaßnahmen umweltveriräglich ßt.

111.         Entscheidu ngsgrüftde

1.   FamellB Rechtmäßiok®lt

1.1. Die  Entscheidung  über die Genehm©ung  zum  Bau  und  Betrieb der  Seilbahn  beruht  auf
Art.13 Abs.1  BayESG, Das Landratsamt Oberallgäu ist zur Entscheidung Über den Antrag
sachlich  und  örtlich  zuständ©  (ArL  13 Abs.1  Sjl,  An.14 Ab8.1,  Art.  25 Abs.1  BayESG).
Das Vorhaben unteriiegt aufgrund Aft,  13 Abs, 2 Nr. 2, Abs.4 BayESG der P"cht zur Um-
welfveTträglichkeitsp"ing.   Die  Umweftverfräg[ichkeftsprüfung  wurde  entsprechend  der
Darstellung unter Ziffier 8) 11 ordnungsgemäß durchgeführt (An. 13 Abs. 3 BayESG),

i .2. Der Vorbehalt der Genehmigung der technischen Planung und der Zustimmung der tech-
nischen Aufsichtsbehörde zur Betriebseröffnung konnte gemäß Art.  13 Abs,  6 BayESG in
der Bau- iind Betriebsgenehm©ung aufgenommen werden.

1`3.  Die  Eriaubriis  gemäß  §  3  Abs.   1   Buchst.  a)  und  c)  der  Verordnung  de§  Landkreises
Oberallgäu Über defl Sehutz von Landschaftsteffin im Bereicn der Allgäuer Hochalpenket-
te mft Einschluss der Oberstdoffer Täler und des mmerstejner Tak3s im Landkreis Oberall-
gäu vom 26,07.1972 konnte yom Landratsamt Oberallgäu erteilt werden.
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1.4.   Eine Befreiung von § 2 der Verordnung des Landkreises Oberallgäu über den Schutz von
Landschaftsteilen im Bereich der Allgäuer Hochalpenkette mil Einschluss der Oberstdorfer
Täler und des Hintersteiner Tales im Landkreis Oberallgäu vom 26.07.1972 konnte nach §
4 dleser Verordnung vom Landratsamt Oberal[gäu erteilt werden.

1`5. Die  Bau-und  BetriebHenehmigung ersetzt die Ausnahme zur Beeinträcmgung  von  Bio-
topen aufgrund Art.  23 Abs.  3 des Bayerischen Naturschutzgesetzes (BayNatschG).  Die
Entscheidung wiirde im Benehmen mit der Unteren Natuischutzbehörde getroffen.

1.6, Gemäß Art.  9 Abs.  8  Bayerisches Waldgesetz -BaywaldG -ersetzt die  Baii-iind  Be-
triebsgenehmigung die Rodungseriaubnis nach Ah. 9 Abs. 2 BaywaldG.

1.7. Die  Entscheidung über die Anordnung der soforl©en Volbiehung  der Bau- und  Betriebs-
genehmigiing  triffi gemäß  §  80 Abs.  4 Satz  1  der Vefwaltungsgerichtsordnung  (WCO)
das Landratsamt Oberallgäu als Ausgangsbehörde des Bescheides.

2,    Materi®ii® F`echtmäBigk®lt

Nach Art.13 Abs.5 BayESG ist die Genehmigung zu eneilen, wenn die Betriebssicherheit an-
genommen werden kann, keine Tatsachen vorliegen, aus denen sich die Unzuveriässigkeft der
Person oder der Personen, die das Seilbahriunternehmen leiten oder ihrer Venretung (bei juris-
tischen Perso"}n der nach Gesetz oder Satzung veTtretungsberechtigten Personen) ergibt und
das Vorhaben den öffentlichen lnteressen nicht zuwderläufl

2.1. B®tri®bssich®rheit

Die  Betriebssicherheft  der  Seilbahn  kann  angenommen  werden  (Arl.   13  Abs.  5  Nr.   1
BayESG).  Dies  geht aiis der Stellungnahme der  Regierung  von  Oberbayem,  SG 31.2  -
Technische  Aufsichtsbehörde  -,  Maximilianstraße  39,  80538  München,  vom  15.11.2018
(Az. :  31.2-7100/1704-2018) hervor und wird mittels der in der Bau-und BetriebsgenehmL
gung enthattenen Auflagen sicher gestelk.
Das Vorhaben wurde zudem durch daß Bayerische Landesamt für Umweft als Faclibehör-
de auch im Hinblick auf den Larinenschutz geprm und verweist auf das Lawinengutach-
ten von  Klenkhan und  Partner ConsuHing vom  19,10.2018.  Aus dem Gutachten geht her-
vor.  dass die geplante Miltelstation Seealpe durch Extremlawinen mft einem  hohen  Stau-
banteil lawinen- gefährdet ist und der geplante Stützenstandort 4 dLirch Extremla\^tinen ge-
fährdet  ist.   Um  die  Lawinengefährdiing  auf  ein  veTtretbares  Maß  zu  senken,  wird  ein
Schutzdamm obeitialb der Stütze 4 und eine regelmäßige Auslösung der Anbruchgebiete
unterhalb der bestehenden  La`^rinenverbauung  bzw.  im  noch  unverbauten Anbruchgebiet
gefordert iind in der Bau- und Betriebsgenehmigung mit(els Auflage sicher gestelft.
Im Geologisch-Geotechnischen E€richt der Fa. 3P Geotechnik ZT GmbH vom  19.10.2018
wird  abschließend  festgestellt,  dass die  geplante  Nebelhombahn  standsicher gegründet
werden kann. Ein detailliertes Geotechnisch -Geologisches Gutachten mit Beurteilung je-
des einzelnen Standortes ist zu erstellen. D(es kann von der te¢hnischen Aufsichtsbehörde
im Rahmen der Genehmigung der technischen Planung verlangt werden (§ 4 Abs. 4 Seil-
bahnverordnung - Seilbv - ).

2.2. Zuv®rlässigkeit des B®tre!beps

Tatsachen,  aus denen  sich  die  Unzuverlässigkeft der für die Nebelhombahn-AG  vertre-
tungsberecht&en Per§onen,  Herm Peter Schöttl,  Hen Johannes Krieg,  Herr Henrik Vol-
pert. ergibt, liegen nicht vor (An.13 Abs. 5 Nr. 2 BayESG).
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2.3. öff®ndiche liiteressen

Das Vorhaben vriderspricht öffentliclien lnteressen nicht (Art.  13 Abs. 5 Nr. 3 BayESG)
lnsbesondere ist das Vörliaben in der genehmmen Form mit den Belangen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege verejnbar.

2.3.1    Naturschutz und Art®risct)utz

Folgende  naturschutzrechtlich  geechützte  Gebiete  und  sonstjge  schutz`"rdige  Flä-
chen finden 6ich im UG:

Naturschutzrechtlich geschützte Gebjete und Bestandteile der Natur
-   Landschaftsschutzgebiet (LSG00248.01 ) „Schutz von Landschaftgteilen im Bereich

der AJlgäuer Hcx=halpenkette mit Einschluß der Oberstdorier Täler und des  Hinter-
steiner Tales im Landkreis Oberallgäup

-   Geschützte Biotoptypen nach § 30 BNatschG / § 39 Abs. 5 BNatschG i.V,m. Art 23
BayNatschG

-   Naturschutzgebiet  (NSG  00400.01)  Allgäuer Hocha[pen"  (außerhalb  UG:  nördlich.
Östlich und südlich angrenzend)

-   FFH¢eblet  (DE  8528401)  Allgäuer  Hochalpen"  (außerhalb  UG;  nördlich,  östlich
und südlich angrerHend)

•   Vogelschutzgebiet  (DE  8528401)  „Naturschutzgebiet Allgäuer Hochalpenu  (außer-
halb UG; nördlich, östlich und südlich angrenzend)

Sonstige schutzwüfd©e Flächen
•   Ökokontoflächen gem. Ökokontoflächenkataster (Bayer. Lfu)
•  Amtlich kartierte Biotope der Biotopkariierung Bayem (Bayer. Lfu)
•  Vogelleben§räume, 8onstige Lebensräume und Fundpurikte von Arten nach der Ar-

tenschutzkartierung (ASK Bayer, Lfu)
•   Schutzwald gem. Art.  10 BaywaldG
•  Wa[d mit besonderer Bedeulung für den Bodenschutz (LWF)
-  Wald mil besonderer Bedeutung für den larinenscliutz (LWF)
•  Wald mit besonderer Bedeutung als Lebensraum (LWF)
•   Wald mi` besonderer Bedeutung für die Erholung, lntensilätsstufe 1 und 11 (LWF)
•   Baudenkmäler gem. Ait 1  BayDSchG
-  Wassersensible Bereiche (Bayer. Lfu)

Beim gegenständlichen Vorhaben handelt es sich um einen Ersatzneubau ln unmittel-
barer  Nachbarschaft  zur  bestehenden  Seilbahntrasse,  Lage  und  Gradiente  der  ge-
planten  Baumaßnahme  sind  durcl`  die  Topographie  des  Geländes,   geologischen
Standoribedingungen  und durch den Verlauf der besfehenden Seilbahntrasse  sowje
durch  bestehende  sonstge  Erholungs-  und  Freizeitanlagen  (Seilbahnen,  Skipisten,
Wanderwege)  festgelegt.  lnsofem  kommen  neben  der  vorliegenden  Planung  keine
weiteren Vorhabenaftemativen in Beti.acht,

Das Voi.haben bringt als Ersatzneubau zur bestehenden Sellbahnanlage keine grund-
Iegende Änderung der Bestandssituation " sich.  Direkte Eingriffe resultieren vor al-
lem  aus  dauerhafter  und  temporärer  Flächeninanspruchnahme  Wersiegelung  und
Überbauung  von  Flächen  für  bauliche  Anlagen  wie  Slationen  und  Stützpfeiler)  und
sind  jn  erster  Linie  punktueller  Natur  sowie  flächenmäßig  relativ  gering.  Besonders
empfindliche  Bereiclie  werden  nur in geringem  Maße  beeinträchtigt.  Die Auswirkun-
gen  auf  Natur-  und  Landschaft werden  durch  geeignete  bautechnische  und  arten-
schutzbezogene Maßnahmen bestmöglich vemieden oder minimiert.
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Trotz den durch das Vorhaben festgelegten Vermeidung8-, Minimierungs* und Gestal-
tungsmaßnahmen verblsiben Beeinträcht©ungen auf die Umweü.  Beeinträcht©Üngen
eri]eben sich insbesondere durch:
•   Bau-und anlagebedingten Vedust vori Lebensraumfiächen (S¢hutzgut Tjere,  Pflan-

zen und üe biologische Vielfalt).
-  Temporäre Störungen von Arien durch den Baubetrieb u.a.  Flächeninanspruchnah~

men,  Lärm  oder  Erschütterungen  (Schutzgut  Tiepe,  Pflanzen  und  die  biologische
Viel-falt).

•   Der Kompensstionsbedari für dje  uwermeidbaren  Beeinträchtigungen der Schutz-
güter wurde gem der BayKompv emiftelt und beträgt 121.660 Weripunkte.

•   Die naturschmzfachliche Kompen§ation erfo" auf
~  der Ausgleichsfläche 1  A, Teitfläche des Flurstück§ 2842.  Gemarkung und Gemein-

de Oberstdorf (0,73 ha),
-  der Ausgleichsfläche 2 A, Teilfläche des Flurstücks 2839, 6emarkung und Gemein-

de Oberstdori (0,26 ha),
-  der Ausgk5ichsfläche 3 A. Teimäche des Flurstück8 2839, Gemarkung und Gemejn-

de Oberstdori (0,06 ha),
-   der Ausgleichsfläche 4 A, Teilfläohen der Flurstücke 2839 und 2840/5, Gemarkung

und Gemeinde Oberstdori (1,88 ha).

Der Komperisa{ionsiimfang der Maßnahmen beträgt 122.558 Wertpuiikte.

Durch das Vorhaben ©ind sÖwohl europareohüich  gesehützte Arten gem,  Anhang  lv
FFH-RL  aus  den  Gruppen Säugeliere.  Lurche  und  Tagfam©r.  als  auch  europäi§che
Vog©larten  i.S,v. Art.  1  VS-RL nachweisljch oder potenziell betroffen`  Hingegen kann
eine  Betroffenheit von europarechtlich streng geschützlen  Pflanzenar!en oder weite-
ren europarechtlich geschützten tierarten aus anderen Tierklassen bereits vorab aus-
geschlosacn werden.
Unter Berü€ksicht©ung der festgesetz&en Maßnahmen werden für die verbleibenden
prüfrelevanten  Arten  keir"  Verbotstatbestände  nach   §  44  Abs.   1   LV.m.  Abs`   5
BNa{SchG eriüllt.

Wesentlich für den Schutz der Lebens§täüen sind hierfür die Minimierung des Arbeits-
raumgs und der Schutz angrenzender ökologische bedeut§amer Flächen und Struktu-
ren, die Begrenzung der Zeiten für Baumfällung, Abbruch der Tals{ätion. Maßnahmeri
am be~sti±henden Gebäude der M"elstati.on sowie für den Rückbau der Stützen. Des
Weiteren er-folgen  Maßnahmen zum Schutz des AlpensalamanderB bei der Baufeld~
räumung` Dje Zugänglidhkeit der Brutplätze der Felsenschw@lbe bleibt erhaften.

Mittelbafe Folgewjrkungen auf Habitate durch Stoffemräge werden vemieden.  Baii-
bedingte Störungen sind temporär begnenzl, die betriebsbedingten Störungen mit der
bestehenden   Nutzung   vergleichbar.   Hubschrauberflüge   finden   zum   Schutz   von
Raufußhühnem in festgelegten Korridoren außemalb sensibler Bereiche staü. Für ge-
ringfügige Verluste  an  Nahrüngshamafflächen  und  die  verbleibenden  baubedingten
Störwirkungen stehen den (polenziell) betroffenen Arten vergleichbare oder günstige~
re Ausweichräume m räumlicher Nähe zur Veriügung, so dass keine wesentiichen ne-
gativen Auswirkungen auf den Emaltuiigszusland poteiiziell betroffener Aften zu kon-
statieren sind.

Eine signmkante Erhöhung des Tötungsrisikos konnte unter Berücksichtigung spezie[-
ler Maßnahmen zum  lndividuenschutz  bei  Baumfällungt  Gebäudeabbruch  und  Stüt-
zenrück-bau für db betroffenen Arten ausgeschlossen werden.

In der Gesamtbetrachtung werden weder för Arien gem. Anhang  IV FFH-RL noch für
europäische Vogelanen i.S.v. Art.  1  VS-RL Verbotststbe§tände  nach § 44 Abs.  1  Nr.
14 i<V.m, Abs.  5 BNatschG erfülft.
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Zudem   sind   Flächen   des   Landschaftsschutzgebietes   Allgäuer   Hochalpenkette"
(Kreisvo vom 26.7.1972 Abl. Nr. 24 vom 5.8.1972, m Folgenden kurz SG-VO) betrof-
fen.

Gemäß §  2  SG,VO  ist es verboten  im  Schutzgebiet.  Veränderungen  vorzunehmen.
die geeignet sind,  die Landschaft zu verunstalten,  die  Nalur zu schädigen oder den
Naturgenuss zu beeinträclitigen.  Eine Befreiung  von diesem Verbot konnte gemäß §
4 SG-VO für die Daiier der Bauzeit eRein werden, da die in § 2 SG~VO aufgeführten
Verbotstatbestände  nur zum  Teil  und  nur temporär  während  der  Bauzeft  auftreten
bzw. durch Ausgleichsmaßnahmen kompensien wepden und das Verbot zu einer iin-
billigen Harle führen würde.

Nach § 3 Ab8.  1  Buchst. a und c SG-VO bedarf das Vorhaben eiiier natuischutzrecht-
lichen Erlaubnis.  Diese ist gemäß § 3 Abs. 2 SG-VO zu erteiten`

1.wenn das Vorhaben nicht gee©net ist, eine der in § 2 genannten Wirkungen hervor-
zurufen,

2.wenn das Vorhaben z`^iar geeignel ist, eine der in § 2 genannten Wirkungen hervor-
zurufen, diese aber durch Bedingungen und Auflagen ausgescmossen werden kön-
nen'

3.wenn eine Bofreiung von dem Verbot des § 2 gemäß § 4 erteilt wird.

Die Tatbeslandsvoraussetzungen des § 2 Nm. 2 und 3 SG-V0 liegen vor, so dass die
Erlaubnis ertei« werden konnte.

Diese Erlaubnis ist gem. Ait. 44 Abs.  5 BayNatschG in der Bau- und  Betriebsgeneh-
mlg ung enthaften.

Es  werden  Flächen  der  amtlichen  Biotopkanierung  Bayem  (Lkr.  Oberallgäu)  sowie
sons!ige kanierte  Biotope durch die Baumaßnahme beeinträchtigt.  Es eifolgen auch
Elngriffe   in   Biotope   im  Sinne  von   §  30  Abs,   2  des  Bunde§naturschutzgesetzes
(BNatschG).  Die Biotope sind unter Beilage 19 Nr.  3.2 des UVP-Berichts und Beilage
15 a  Nr.1.4 des  LBP aufgefülirt und bewertet.  Handlungen,  die zu einer Zerstörung
oder sonstigen erheblichen Beeinträchtigung eines Biotops führen können, sind verbo-
ten.

Nach § 30 Abs.  3 BNatschG i.V.m. Ari. 23 Abs.  3 BayNatschG kann von den Verbo-
ten  auf  Antrag  eine  Augnahme  ziigelassen  werden,  wenn  die  Beeinträchtigungen
ausgeglichen werden können bzw.  im übemriegenden öffentlichen  lnteresse notwen-
dig  sind.  Geeignete Maßnahmen zum Ausgleich der Eingriffe finden  im direkten  Um-
feld des Vorhabens staft.  En großer Teil der Beeinträchtigungen im  Sinne des  § 30
BNatschG j.V.m.  Art.  23 BayNatschG wfrd ausgeglichen.  Die mit dem Vorhaben ein-
hergehenden Beeinträchtigungen des  LSG, die in Bezug  auf die Größe des Schutz-
gebietes  und  dessen  Leben§räume  vergleichsweise  kleinflächig  sind,  sind  in  Teilen
auch  nur vorübergehendei Art.  Die  betroffenen  Flächen  können  großteils  nach  Ab-
schluss der Baumaßnahmen ".eder Funktionen, weitgehend sogar vergleiclibare wie
bisher,  für das  Schutzgebiet  übemehmen  und  stehen  dem  LSG  auch  weiterhin  zur
Veriügung.

Auch sind die Maßnahmen aus Gründen des überwiegenden Öffentlichen  lnteresses
notwendig.  Die prognostizier(en BeeintTächt©ungen auf gesetzlich geschützte Biotope
sind weder vermeldbar noch existieren zumutbare Aftemativen, mit denen keine oder
auch  nur  geringere  Beeinträchtigungen  einhergehen.  Das  überwiegende  Öffentljche
lnteresse aufgrund des eriieblichen Gerichtes und des hohen öffentlichen lnteresses
des Vorhabens gegeben. Somit konnte die Ausnahme gemäß § 30 Abs. 3 BNatschG
i.V.m. An. 23 Abs.  3 BayNatschG im Benehmen mit der Unteren Naturschutzbehörde
erteilt werden.
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Diese Erlautinis ist gem. Arl 23 Abs.  3 Satz 2  BayNatschG in der Bau- und Betriebs-
genehmigung enthalten.

lnsgesamt können die Vorgaben der Umwem-Fachgesetze eingehalten werden.  Dies
wird  durch  die  Auflagen  der  Unteren  Naturschutzbehörde,  SG  23  im  Landratsamt
Oberallgäu, sicher gestellt.

2.3.2    Land®splanerisch® B®udeilung

Nach  der  Stellungnahme  der  Regieriing  von  Schwaben  vom  27.12.2018,  Az.:  24-
8265-3/24) stehen der geplanten Neuerrichtung der Nebelhombahn landesplanerische
Belange nicht entgegen, wenn  ausreichende Maßnahmen zur Mnimierung  und zum
Ausgleich  von  Eingriffen  in  die  Natur  und  Landschaft  sowie  in  land-  und  forst\^rirt-
schaftliche Flächen getroffen werden, außeidem ausreichende Vorsorgemaßnahmen
zum  Erosionsschutz Diese Bedingungen sind eingeharten (siehe oben Nr. 2.3.1) bzw.
werden durch Auflagen sicher gestelll.

2.3.3    Baul®itplanung

Die  Nebelhombahn  ist  im  gültigen  Flächenniitziingsplan  des  Marktes Oberstdorf als
bestehende  Luftseilbahn  enthalten.  Der  Bereich  der  Talstation  ist  als  Sondergebiet
Hoteloergbahn  bzw.   Hotet/Tourismus  dargestelrt.   Das  Vorhaben  riderspricht  den
Darstelliingen des Flächennutzungsplams nicht.

2.3.4    lmmissionsschLitzrecht

2.3.4.1    Anlagebodingt® AÜswirkung®n (Urmlmmission®n)

Die Richtwene der TA Lärm beziehen sich auf die jeweilige Ait der baulichen Nut-
zung.  Die  bauplanungsrechtljche  Gebietseinstuftng  im  Bereich  um  den  Stand-
punkt  der ersten  Stütze,  d.h,  südlich  des  Faltenbachs,  östlich  des  Eislaufzent-
rLims,  westlich  der  Skisprungarena  und  nördlich  der Oybelehalle,  stellt  sich  rie
folgt dar:

1.      Beschreibuna desGebiets

L¥:d#,'#einT#'%kik#T¥!:##\i##i##
ohne Zäsur eine ein- bis zwejreiliige  Bebauung  am,  die  überwiegend  durch  Feri-
enwohnungen, Pensionen sowie Gastronomk} mn Gästezimmer geprägt ist. Auch
eirie offene Schießanlage des Schützenvereins isl in dieser Baureihe genehmigt.
Wohnnutzung ist liier nur in sehr untergeordnetem Umfang aufzufinden,

Der Bereich zwisclien der Schützenstraße,  ROßbichlstraße, der Straße Am Falt-
embach" und der AudiAnena ist durch Wohnnutzung, ebenso aber durch zamei-
c+eFerienwoh"ngengeprägt.
Südlich der Straße „am Faltenbachö befinden sich zahleiche Wohngebäude aber
auch Ferienwohnungen und ein größerer Beherbergungsbetrieb (christliches Gäs-
tehaus).

Lediglich der Bereich südlich des FaNenbachs und nördlich der ROßbichlstraße ist
durch übem/iegende Wohnnutzung in Mehriamilienhäusem geprägt.
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2.      BauDlanunasrechtlicher Hintemrun£cl

a)     Allgemeirms

Das  Gebiet  südlich  des  Faftenbachs  ste»t  einen  in  Zusammenhang  bebauten
Ortsteil dar, für den aktuell kein wirksamer Bebauungsplan exist`iert,

Die  bauplanungsrechtliche  Einstufung  des  Gebiets  ergibt  sich  daher  aus  §  34
Abs.2 BauGB i.V.m. den Regelungen der BauNVO.

Festzustellen  ist daher die Eigenart der näheren  Umgebung insoweit,  als sie im
Hinbllck auf die Art der baulichen Nutzung für die Beurleilung von Vorhaben nach
§ 34  BauGB  bedeutsam  ist.  Dabei  ist hinsichtlich der Arl der baulichen  Nutzung
grundBätzlich auf dje in der BauNVO ausdrücklich genannten  Nutzungsarten ein-
scmeßllch der in § 1 Abs.5 BauNVO e"ähnten Nutzungsarten abzustellen`  Maß-
geblich ist dabei das in der maßgeblichen Umgebung tatsächlich Vorhandene.  Es
kommt  nicm darauf an,  wann die  Bebauung  der Umgebung  entstanden  ist  und
iinter welchen, aiich baurechtlichen VoTaussetzungen,  Die tat€ächlicli vorhande-
ne  Bebauung  ist unabhäng©  davon  maßgeblich,  ob sie  in  Übereinstimmung  mit
den  baiirechtlichen  Vorschrfften  errichtet  worden  sind,  solange  sie  Bestands-
schutz genießt (EZBK/Söfker, BauGB § 34 Rn.35).

Dies setzl zunächst die Prüfung des räumlichen Umfangs der maßgeblichen Um-
gebung   vo-raus,   nach   denen   sich   die   Beurteiliing   des   Einfügens   richtet
(EZBK/Söfker BauGB § 34 F`n. 34).  Der räumliche Umkreis, jnnerhalb dessen die
tatsächlich vorhandene.  städtebaiiliche Sitiiation zu bewener` ist,  lässt sich nach
der  höchstricliterlichen  Rechtsprechung  nicht  schematisch,  etwa  durch  Ar`gabe
von bestimmten Entfemungen, beurteilen,  Es lst daher die gesamte sGdtebauli-
che Situation zu würdigen, in die das für die Bebauung vorgesehene Grundstück
eingebeöet ist (bestätigt vom Bvemc Beschl. v. 28.8.2003 -4 8 74.03)^

b)      Maßgebliche umgebung und Einstufung

lm vorliegenden Fall weist lediglich das Gebiet zwischen dem Faltenbach und der
F{oßbichlstraße eine einheitlichet von der sonstigen Bau- und Nutzungsstrukturen
des Gebiets südlich des Faltenbachs abweichende Bebauung auf.

Sülich der ROßbichlstraße befindet sich eine überwiegend kleinteilige Bebauung
mft sehr häufiger touristischer Nutzung, insbesondere Ferienwohnungen. Nördlich
der  ROßbichlstraße  handelt  es  sich  um  größere  Mehrparteienwohnhäuser.  die
auch äußemch erkennbar eine abweichende Baustruktur aufweisen.  Nördlich der
ROßbichlstraße  überwiegt   deutlich  die  Wohrinutzung.  Nutzungen.  die  in  einem
allgemeinen Wohngebiet unzulässjg wären, sind in dem Bereich nicht vorhanden.

Nach     der     Rechtsp[echung    des     Bundesverwaltungsgerichts     (Urteil     vom
06.07.1984, 4 C 28/83) spricht für eine trennende Wirkung einer Straße, wenn auf
einer Straßensen® Wohnhäuser und auf der anderen Straßenseite erkennbar an-
dere Nutzungen vorhanden sind.  Dann  ist nämlich davon auszugehen, dass die
prägende WiTkung der unterschiedlichen Nutzungen jeweils an der Straße endet
(BverwG, Udeil vom 0607-1984 -4 C 28/83).
Auch unabhängig von der Straße könnte hier nach der höchstrichterlichen Recht-
sprechung eine Zäsur der maßgeblichen Bebauung vorliegen, denn im Beschluss
vom 28.08.2003, Az. 4 8 74.03 kann dle Grenze z\^tischen der näheren, maßgeb-
lichen Bebauung und der sonstigen Bebauung auch dort zu ziehen sein, wo zwei
jeweils einheftlich geprägte  Bebauungskomplexe  mit  voneinander  verschiedener
Bau~ und Nutzungsstriiktiir ameinander stoßen.

Nach diesen Grundsätzen ist der Bereich zwischen ROßbichlstraße und dem Falt-
enbach als allgemeines Wohngebiet einzustufen.
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Der Bereich südlich der ROßbichlstraße weißt weist neben den Sponanlagen, die
in dieser Größe in einem allgemeinen Wohngebiet gebietsunvertraglich  sind,  die
Schießanlage  sowie    zahlreiche  Ferienwohnungen  auf.  Ferienwohnungen  sind
gemäß  §  13a  BauNVO  den  sonstigen  nichtstörenden  Gewerbebetrieben  zuzu-
ordnen  und  in  allgemejnen  Wohngebieten  ausnahmsweise  zulägsig.  Nach  §  15
BauNVO slnd  die  in  § § 2 bis  14 aufgeführten  baulichen  und sonst©en Anlagen
sind im Einzelfall mzulässig,  wenn sie nach Anzahl.  Lage,  Umtang oder Zweck-
bestimmung der Ejgenart des Baugebiets widersprechen. Gerade in den Gebäu-
den Am Faltenbach 1, 5, 7, 9, Schützenstraße 1,  la, 3, 5 sind nahezu ausschließ-
lich Ferienwohniingen vorhanden.

Ein  allgemeines Wohngebiet  i.S.d.  §  4  BauGB  dienl  vor`^riegend  dem  Wohnen.
Der Baugebietstyp ist dLirch das zahlenmäßüe Vorherrschen der Wohnnutzung
gekenrßeichnet. Der Wohngebietscharakter miiss eindeutig als vorherrschend er~
kennbar sein.  Für den Gebietscharakter sind darüber hinaus aber auch die Aus-
wlrkungen` die von den anderen Nutzungsarten ausgehen, ihre Häufung und ihre
Gi.Öße von  Bedeutung  (EZBK/Stock,130.  EL August 2018,  BauNVO § 4 Rn.18-
22).

Aufgrund  der  Vqelzahl  der  Ferienwohnungen,   sowie  der  EinwiTkung  der  nicht
wohngebietsveilräglichen  Sportanlagen  ist der Bereich  südljch der FROßbichlstra-
ße nicht mehr als Wohngebiet einzustufen.  Der Wohngebietscharakter ist in die-
sem Bereich nicht mehr eindeutig vorherrschend.

Der Bereich südljch der F`oßbichlstraße, östlich dos Eislaufzentrums, westlich der
Skisprungarena und nördlich der Oybelehalle:  ent§pricht auch keinem der sonsti-
gen  in  der  BauNVO  geregelten  Gebietstypen  und  stellt  vielmehr eine  historisch
gewachsene Gemengelage aus Gewerbe, Gastronomie und Wohnen dar.

3.       Ek3wertuna

Arisgehend  von  dieser Gebietseinstufung  kann  auf Grundlage  der  schalltechni-
schen Untersuchung der Fa. Tecum vom  19.10.2018 und der Stellungnahme des
Landratsamtes   OberallgäLi,   Sachgebiet   22.   Technischer   Umweltschutz,   vom
27.05.2019 (Az. :  SG 22610/6`ST05/19) lestgestellt werden, dass die maßgebli-
chen  Richtwerte  durch das Vbrhaben  in  der beantragten  Form  im  Tagesbetrieb
und im  Nachtbetrieb (seftene Eneignisse) eingehaften oder auch erheblich unter-
schriften werdem

Die hierzu edorderlichen Auflagen sind m dieser Bau- gnd Betriebsgenehmigung
mter A) Vll.3. (Auflagen zum teclinischen  Umweltscl"z) enthaRen.  Die in Aufla-
ge  Nr.  3.3 feslgelegten  Beurteilungswerte  stammen  aus  der  Lärmprognose  der
Fima Tecum, die auf Eriahrung5werten ähnlicher Anlagen und Angaben aus der
Fachliteratur beruht.

Bei  der  beauflagten  Abnahmemessung  könnten  andere  Werte  festgestellt  wer-
den.  Für  diesen  Fall  wugde  ein  Auflagenvorbehaft  mit  aufgenommen.  Es  wäre
dann  im  Einzelfall zu  prüfen,  ob und  inwiefem ergänzende ALiflagen  erforderiich
werden.  Dies wird maßgeblich von der Einhaltung der nach TA-Läm zulässigen
Rlchtwerle abhängen.  Dies gitt sinngemäß auch für die in Nr.3.9 enthanene Auf-
® zur Tonhaftm
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2.3.4.2    Betriebsbedingt® Auswlrkung®n (V®rk®hr)

Die  unter  Nr.  2.3.4.1  dargestemen  Grundlagen  zur  Beiirteilung  der  materiellen
Rechtmäßigken sind auch für die verkehrlichen Auswirkungen heranzuziehen.
Hinsichtlich des ruhenden Verkehrs kann festgestellt werden.  Dass die maßgeb-
lichen Richtwerte sowohl im Tagesbetrieb als auch im Nachtbetrieb (senene Er-
eignisse) eingehaften we.den.
Für den fließenden Verkehr wejst der Gutachter nach,  dass die Anforde"ngen
der  Zffier  7.4,  TA-Lärm,  zur  Beudeilung  des  von  der  Anlage  aLif  Öffentliclien
Straßen hervorgerufenen Fahrverkehrs, nichl erfüllt sind.  Somit bedaff es keiner
immissioneschutzfachlichen  Untersuchung  und  Bewertung  der Lämemissionen
auf den öffent[ichen Straßen.
Aber dennoch rird ein gesamthaftes, dynamisches Parkleitsystem ab dem Orts-
eingang installiert. Hierzu werden die betmffenen Parkplätze " Schrankenanla-
gen aiisgestattet.  Es ist zu eiwanen, dass der Parksuchverkehr dadurch erheb-
lich verringeri ri[d.

2.3.4.3     Schatt®ri`A/qi+

Siehe hierzu  8)  11.  3.1.3

Rechtlich  la§si sich Schatlenwuif beim Rücksichtnahmegebot (enthalten in  § 35
Abs.  3 Satz  1  Nr.  3 Baugesetzbuch) bz`A/.  beim  Begriff der schädlichen Umwelt-
einri rkiingen im Bauplanungsiecht einordnen.

Die  Grenzwerte,  welche für die Windenergieanlagen  gelten,  sind  hier  nicht  an-
`^iendbar.  Daher kann die Frage der Zumutbarkeft der Einvrirkiingen des beweg-
ten Schattens der geplanten  Nebelhornbahn  nur in einer summarischen Abwä-
gung aller relevanten Fakten beantwortet werden.
Unter Wüidigung  der  iing  voriiegenden,  entscheidungseit`eblichen  Fakten,  ins-
besondere  aber auch  aufgrund der vorgelegten gutachterlichen  Berechnungen
und   BewertLingen  sowie  unter  Einbezug   unserer  eigenen   Erhebungen  zum
Schattenwurf, kommen rir zu dem Ergebnis. dass die §chattenvrirkungen für die
Anwohner zumutbar sind.

Das Vothaben verstößt hinsichtlich des Schatlenwurfes  nicht gegen das Gebot
der  Rücksichtnahme  und  kann  somit  in  der beantragten  Form genehmigt wer-
den.

2,3.5    Denkmal®chutz

lm  Bereich  des geplanten Vorhabens  befinden  sich,  außer an  der Talstation,  keine
bekannten  Bau- oder Bodendenkmäler.  Hinsichtlich  des  denkmalgeschützten  Block-
baLis ln der Oststraße 39 wurde vom Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege an-
geregt, die Sjiuierung des Neubaus an der Talstation zu überdenken.  Für dieses Ge-
bäude wind ein separater Bauantrag gestelft.  lm Rahmen des Baugenehmigungsver-
fahrens werden dle Belange des Denkmalschutzes gewürdigt.

2.3.6    Einwendung®n d®r Anwolin®r

Durch private Einwendungsführer wmden folgende Ei"iendungen erhoben, wie be-
reils unter Ziffer 8) 11 dieses Bescheids näher dargestellt:
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•    Lärmimmjssionen  (anlagebedingte  und  betriebsbedingte  Auswirkungen);   siehe
hierzu 8)  111;  2.3.4,1  und 2.3.4.2:

Es wurde nachgewiesen, dass die maßgebllchen Richtwerte sowohl im Tagesbe-
trieb als auch im Nachtbetrieb (seffine Ereignisse) durch das Vorhaben in der be-
antragten Form eingehaften we.den.

•    Schattenwurf; siehe hierzu 8) 111: 2.3.4.3:

Das Gebot der RÜcksichtnahme trird nicht verletzt,

•    Aus den Kabinen herau§fallende Gegenstände siehe hierzu 8) 113`1.4

Das Herausfallen bzw. mnauswerien von Gegenständen wird durch entsprechen-
de Vorgaben/Auflagen der technischen  Seilbahnaufsicht vermnderi  bzw.  auf ein
Mindestmaß reduziert. Dje Betriebsslcherheft jst gewährieistet.

•    Schutz der Privatsphäre; siehe merzu 8) 11. 3.1.5:

Seilbahnen  unterliegen  dem  Vorhabenbegriff  der  §§  29  ff.   Baugeseüzbuch  -
BauGB -.  Es finden also je nach Lage des Vorhabens verschiedene Nomen An-
wendung£  in  denen  da§  baurechtliche  Gebot der  Rücksichtnahme  verankert  ist^
Diese  Bestimmungen  bisten  einen tauglichen Aufhänger für das  Problem,  dass
ein Vorhaben  Einblicke ln die GruridstückeMlohnräume von Anwohnern  ermög-
licht.  Dabei gelten dam die aus der bauresttlichen Recht§prechiing und Lfteratur
bekannten Leitlinien: Der Nachbar ist öffenüich-rechtlich grundsätzlich nicht davor
ge§chützt,  dass  das  Grundstück  (Gebäude,  Wohnungen,  Balkone,  Terrassen,
Garienflächenf       sonsiige      Anlagen)       eingesehen      werden       kann       (Si-
mon/Busse/Dimberger`  131.  EL  Oktober  2018t   BayBO  Art,  66  Rn.  440).  Ein-
blicksmöglichkeilen in das Nachbargrundstüek, die durch ein neues Bauvorhaben
geschaffen werden, kännen nur im Einzemall und  nur unter besonders gravieren-
den  Umständen  als  Verietzung  des  bauplanungsrechtlichen  Gebots  der  Rück-
sichtnahme angesehen werden (vgl. et`Am VG München{ 8. v.  23.7.2014, M  11  SN
14.2037, m. w.  N,).

Die Antragstellerin hat sich bereit erkffift,  die Kabinen sn den lnnen- und AUßen-
sel{en vom  Kabjnenboden  aiis 60 cm  hach blickdicht auszufümen.  Djes wird  in
der Bau-und Betriebsgenehmigung beauflagl.

Eine Verletzung  des  Gebo{s  der  RÜcksichtnahme  liegt  nicht  vor,  insbesondere
aufgmnd der bereits erheblichen Vorbelastung durch die derzeftige  Pendelbahn
und die teilweise blickdiehte Ausführung der Kabirien`

•    Wenminderung der lmmobilie; siehe hierzü 8) 11. 3.4

Bei  der  Entsmeidung  über den  Antrag  auf Erieilung  der  Bau-  und  Bemebsge-
nehmigung ist nicht zu prüfen, ob Privateigentum beeinträcht© vrird.

2.3.7    Einwendüngen d€rverbäride

Seitens  der  anerkannten  Naturschutzverejnjgungen  wurden  keine  grundsätzlichen
Bnwendungen gegen das Vorhaben vorgebracht bzw.  der Eingriff für vertretbar ge-
halten, wenn insbesondere fblgende Pmkte bemcksicht® werden:

•      Neukonzeption der Besuchgrlenkung am Berg
-      Entwicklung eine§ naöhhaftigen verkehrskonzeptes
•      Nachtfahrten sollen nicht stattfinden
-      Durchführung einer biologischen Baubegleitung
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a)    Neukonzeption der Besucherienkung am Berg:
Ein Besucherienkung§konzept für den Sommerbetrieb und ein Nutzungskonzept
für den  Winter (Skipisten,  Wlntemiandem¢ege,  F§odelbahn,  free-rlding€elände)
liegt vor (siehe UVP-Bericm Nm.10.1,10*2) und ist in der Baii-und Betriebsge-
nehmigung un!er Auflage 4.10 enthamen.

b)    Entwicklung €ines nacmaltigen verkehrskonzeptes:
Vom  Markt Oberstdoff wurde eine Verkehrsuntersuchung zur Efsc"eßung  der
Nebelhombahn  in  Auftrag  gegeben.  Es  liegt  eine  Verkehr"intersu®hung  der
PSLV Planungsgesellschaft  S{adt-Land-Verkehr  GmbH  vom  Juni  2018 vor.  Dje
Neberhornbahn-AG  beabsichtlgt,  ein  dynamische9 Verkehrsleitsystem,  welches
die Vemgbarkeit von Parkplätzen der Nebelhambahn iind der weiteren Skigebie-
te  OberstdorfyKleinwalsertal  anzeigt.  Dies  ist  in der Bau~  und  Betriebsgenehmi-
gung unter Auflage 9.3 enthaften,

c)    Nachffahrten sollen richt stattfindem
Der Nachtbetrieb oaus zwlngenden betriebllchen Gründen" ist antragsgemäß auj
1 0 Fahrten pro Jahr begrenzt.

d)    Durchfühmng einer biologischen Baubeglemng:
Die Durchführung einer biologischen Baubegle.ftung  ist in der Bau~ und Betriebs-
genehm©ung unler Auflage 4.1 enthaften,

Damit wlrd den Einwendiingen der Nalurschutz¥erbände F*achnung getragen

lm  Emebnis wird fl5sdestellt,  dass das Vörhaben  öfmntllchen lnteressen nicht
wider5pricht

2.4. Erg®bnis

Das Vorhaben erffillt, vrie vorstehend ausgeführi, die Tatbe§tandsvoraussetzungen des
An.13 Abs`  5 BayESG hinsichtlich der Betriebssicherheil,  der Zuverlässigkeit der ver-
tretungsberechtigten Person der Nebelhombahn-AG sowie der Feststellung, dass das
Vorhaben öffentlichen lnteressen nicht widerspricht.

Bei der vorgenannten §ach- und Rechtsfage ist dem Antrag  auf Edei[ung einer Bau-
und Betriebsgenehmigmg mit den angeordneten Nebenbestimmungen/Auflagen naeh
Ari` 13 Abs.1  BayESG stattzugeben`

lv. Roduqgs®rlaübnis

Die  Verschwenkung  der neu©n  Trasse  in  §eklion  1  und  11  bedingt eine  Rodung  von  3,88  ha
Wald, wovon 177 ha Schulzwald nach Art.  10 Abs.  1  BaywaldG sind. Darüber hinaus nehmen
die  in  Anspruch  genommenen Waldflächen  nach Waldfunktionsplanung  eine  besondere  Be-
deutung für den Bodem und Lawinen§chutz. dje Erholung und den Lebeneraum ein.
Gegenüber der  Rodungsfläche  von  3t88  ha wird  auf 3,84  ha  auf  der zur Zeit  bestehenden
Selltrasse zukünftig Wald im Sinne des Afl. 2 BaywaldG entstehen können.  Dies bietet der An-
tragsteller als Ausgleioh an und darüber hinaus Waldumbaumaßnahmen im Bereich der Mittel-
station  Seealpe.  Bei  der Ausformung  der neuen Trassenränder sollen  natürliche Wakljnnen-
ränder imd Ti.aufbäume genutzt werden, um die neu entstehenden WaJdränder möglichst stabil
gestalien zu können.  Die Wiederaufforstung der anen Trasse soll mit standortgemäßen Baum-
arien des Bergmisehwaldes effolgen.
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Aus  forstlicher  Sicht  wird  durch  die  geplanten  Ausgleichsmaßnähmen  der  negstivs  Ehgriff
durch dje neue Trassengestaftung mit den angebotenen Ausgleichsmaßnahmen ausgeglichen.

Die Rodung von Schutzwalö lm Sinrü de§ Art,10 Abs.1  BaywaldG ist gemäß Ari. 9 Abs` 4 Nr.
1  i`V.m.  Abs,  6  Nr.1  BaywaldG genehm©ungsffih©.  da  Nachteile för die  Schutzfunktion  des
Waldes njcht zu befürchten sind. Gemäß Art. 9 Abs.  8 des BaywaldG bedarf die Rodung kei-
ner  Eriaiibnis  nach Art.  9 Abs,  2  BaywaldG,  sofem diese in Genehm©ungen  und sonstigen
behördliehen Gestattungen aufgrund andei`er Gesetze festgelegt oder zugelassen i§t. Gemäß
ATt`  39 Abs.2 BaywaldG dürfen Gen®hmigungen oder sonstige behördliche Gesta"ngen. die
eine Rodungserlaubnis ersetzen jnsoweft nur im Einvemehmen mit der unteren Forstbehörde
erteilt werden.  Dieses Einvemehmen liegt gemäß der Stellungnahme des AELF Kempten vom
26.11.2018 vor.

Die Genehmigung  nach dem  Bayer.  Eisenbahn- iind Seilbahngesetz (BayESG) ersetzt damit
eine Erlaubnis zur Rodung nach Arl. 9 Ab8.2 des Bayerischen Waldge§etzes - BaywafdG (Art.
9 Abs.8 BaywaldG,

V. Anorünurig d®r s®bTtigen Vo]lzi®hung

Mft Schreiben vom  15.05.2019 beantragte die Nebelhombahn-AG die Anordnung der saforti-
gen Volklehung gemäß § 80 Ab8. 2 Nr, 4 der Verwaltungsgericmsordnung  (VWGO) der Bau-
und  Betriebsgenehmigiing  weil  aneonsten  bei  einem  Klageverfahren  von  der  Genehmigung
kejn Gebrauch gemacht werden kam, oe\Aoohl zu diesem Zeitpunkt beTeits Aufträge erteill wor-
den §ind.

Diesem Äntrag wird  lnsofem  in  Zffft}r A)  111  diese  Bescheides  stafi gegeben  ab die  sofortige
Vollziehung  der Ziffem A)  1  und  11  die§es  Bescheides,  der Bau~ und  Betriebseriaubnis,  ange-
ordnet wird.

Das Landratsamt Oberallgäu ist als Auüangsbehörde zuständ@ für diese Entschek]ung.

Die Anordnung der sofori©en Volläehung muss nach § 80 Abs. 2 Nr. 4 VWGO im öffentlichen
lnteres§e oder im überriegenden lmeresse ejnes Bsteiligten liegen.

Die  Modemisierung der Nebelhombahn liegt im öffentiichen lnteresse.  Sie ist dringend erfor~
deriich zur Verbesserung der Beförd€rungüualität und der Reduzierung der zum Teil emeblj-
chen Wartezei{en,  so dass das Öffentliche lntepesse an einer möglichst schnelk3n Umsetzung
der Modemisierungsarbeiten seitens der Gäste der Nebelhombahn besteht.

Der geplante Ersatzneubau der Nebelhornbahn stellt elne quantitative imd qualmtive Verbe§-
serung der touristjschen lnfrastruktur in einem berefts intensiv touristisch genutzten Gebjet dar
und trägt zur Stärkung  der W€tlbewerbstäh®keit der Tourismuswinschaft der Region Nüäu
bei. Auch werden durch den Betrieb der Nebelhombahn unmittelbar und mittelbar Arbeitsplätze
geschaffen bzw,  bestehen dieseQ  Die Mödemisßrung der Nebelhombahn stellt sine Attraktivi-
tätssteigerung dar, werche zur Sicheriing des Erha«s der Arbeitsplätze wesentlich belträgt. Da-
her  besteht  ein  Öffentliches  lnteresse  in  der gesamten  Region  Al©äü,  an  einer  möglichst
sctinellen Umsetzung des geplanten Ersatzneubaus,  und somlt an der Anordnung der §oforti-
genVollziehung.
Dareben  besteht seftens der Nebelhombahn.AG ein überwiegendes  lnteregse an der Anord~
nung der sofortigen VolEziehung.  Für die Nebelhombahn.AG ist eg aus wjnscha"chen Grün-
den von hoher Bedeutung, dass mit den Bauarbeften für den Ersatzneubau der Nebelhombahn
sQ bald als möglich begomen werden kann. Die EilbedürRigkeft ist zum einen darin begründef,
dass für die  Bauarbeiten wegen den Witlerüngsbedlngungen am  Berg  nur ein  relativ  kurzes
Zeitfenater zur Veffügung st¢mt und Aufträge schon vergeben werden mussten,  um rechtzeitig
beginnen zu können und den Bauzeftenplan einha«en zu können.

Dem  gegenüber  stehen  in§besondere  dje  privaten  lntere§sen  von  Anliegem  die  negative
Ausvrirkungen  bezüglich  der  Lärmimmissionen,  des  Schaftenwuries  durch  die  Kabinen,  aus
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den  Kabinen herausfallende Gegenstände, dem Scmdz der Privatsphäre und der WerLminde-
rung ihrer lmmobi]ie befürchten,

Das  Landratsamtes  Oberal@äu  kommt  hin§ichtlich  der  Lärmlmmissjorm  zu  dem  Ergebnis,
class  aus  lämtechni§cher Sicht keine  Bedenken gegen die Genehmigung  der neuen  Nebel-
hornbahn als Zweiseil-Kabirenumlaumahn bestehen, da die hieTzu bestjrnmten Auflagen in die
Bau, und Betriebsgenehmigung mit aufgenommen werden. Durch den Neubau der Bahn wird
die bestehende LämsituatiQn wesemlich verbesseri.

Auch bej der BeuTteilung der Bnwirkungen des bewegten Schatiens der Kabinen ist das Land~
ratsamt Oberaügäu zu dem Ergebnß gekommen,  dass diese Ei"/jrküngen von den betroffe-
nen Anwohrmm hinzunehmen sindS  djes insbesondere iri Anbetracht der Vorbelastung  durch
die bestehende Bahn und der Tatsache, dass die Grenzwerte, die für eine Wlndenergieanlage
gelten, nicht anwendbar sind und summarisch betrachtBt das Gebot der Rücksichtnahme nicht
verletzt wird.

Das  Heraustallen  bzw.  Hinauswerlen  von  Gegenständen  wird  durch  eiitgprechende  Vorga-
ben/Auflagen der technigchen Seilbahnaufsicht vef.mndert.

Bezüglich dem Schutz der Privatsphäre liegt eine Verlstzung des GebQts der F±ücksicmnahme
nicht  vor,  insbesondere  aufigrund  der berefts  erheblichen VQrbelastung  durch  die  derzeitige
Pendelbahn  und die teihÄmgise blickdjchte Austührung def  Kabinen  (siehe hk!rzu  auch Au§füh-
rungen bei  8.11„  3.1.1.1.4)`

Hjnsichtlich der befürchteten Wedmiriderung von  lmmobjljen hadelt es sich  um private  lnte-
ressen der jeweiligen  Griindstückseigemömer.  tÄese sind nicht im  Prüfumfang der Bau-  und
Betriebsgenehmigung enthaLten (An.  13 Abs. 5 BayESG).

Dje privaten lnteressen Dritter wurden aus Sicht des Landra{samtes Oberallgäu gewürdigt und
wo efforderiich deren Wah"ng  mmels entsprecherider Auflagen in der Bau- und Beiriebsge~
nehmigung sicher gegiellt.

Die Anordnung des Soforwollzugs liegt im Ermessen des Landrstsamtes Oberal©äu.  Dem öf-
feiitlichen  lmeresse und dem Überwiegenden  lnteresse der NebelhombahnA€ an der Anord-
nung des Sofoftyollzugs der Bau- und Betriebsgenehmjgung st)eht insbesondere das lmeress©
von betroffenen A"egem am Erhaft der aufschiebenden Wirkung gegenüber.

Angesichts der oben dargestetiten lnteressenlage kommen vrir zu dem Ergebnjs, dass das pri-
vate  lnteresse Dritter am Erhaü der aufschiebenden Wirkung im  Falle ejner Klage sowohl ge-
genüber dem  lnteresse  der Öffentlichkeit als auch gegenüber dem  Übe"iegenden  lnteresse
der Nebelhombahn-AG an einer möglichst schnellen Umsetzung der MQdemisierungsarbejten
in den Hintergrund tritt.

Nachdem ein überwiegendes lnteresse der NebelhombahmAG an der gofQrtigen VolEziehbar-
keit der Bau- und Betriebsgenehmigung bestem iind die Anordnung der sofortigen Vollziehung
durch die Nebelhombahn-AG beamragt wurde, wurde var dem mntergrund des Art,  19 Abs. 4
Grundgesetz uncl  der oben genannten Au§führungen  daß  Ermessen  in  der Weise aiisgeübt,
dass dem Antrag auf Anondnung der soforLigen VolLziehung statt gegeben wurde (siehe hierzu'
Kopp/Schenke, Kommentar zur \^^fGO. Rn 102 zu § 80).

Di@ tatbestandlichen Voraussetzungen zum Eriass der Anordnung zum Sofortvolkug liegen al-
SO Vor.

VI. Kosterientscheldung

Die  Entscheidung  über die Kosten  beruht auf Art.1,  2,  6 iind  10 Kostengeeetz (KG)  i.V,m.  Tarif-
nummer  5,11.5/1   des  KostewerzeichniBses  zum  Kostengesetz  vom  12A10.2001   (GVBI  S,  765,
BayRS 2013-1 -2f).
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Vl l. Rechßbel`elfsb®l®hru ng

Gegen diesen Beschejd kann lnnerhalt) ®ines Monats nach s®In®r B®karintgabo Klage erhoben
werden bei dem

Bayeriscrien Veiwaltungsg®richt AugsbLirg in 86152 Augsburg, Komhausgasse 4
Postfacrtanschrift: Postfach 1123 43, 86048 Augsburg

Hausanscl.rift: Komhatisgas3e 4, 86162 Augsbuu

schriftlich,  zur  Niederschrift  oder  elektronisch  in  einer für  den  Schr"ormersatz  ziigelasserien
Form.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayem) und den Gegenstand des Klagebe~
gehrens bezeichnen  und soll einen  bestimmten Antrag enthatten.  Die zur Begründung dienenden
Tatsachen und Beweismmel sollen angegeben, der angefocmene Bescheid soll in Urschrift oder in
Abscmft  beigefügt werden.  Der  Klage  und  allen  Sclirffisätzen  sollen  Abschriften für die  übrigen
Betelligten beigefügt werden.

Die  Klage gegen  diesen  Bescheid  hat keine aufschieberide Wirkung.  "e Wederherstellung  der
aufschiebenden Wirkung kann beim voigenannten Verwaltungsgericht beantragt werden.

Hinweiso zur R®chtgbehelfs belel` ru rm :

Die  Einlegung  eiries  Rechtsbehelfs  per einfacher E-Mail  ist  nicht zugelassen  und  entfältet !gin§
rechtlichen  Wirkungen!  Nähene  lnfbrmationen  zur eleldronischen  Einlegung  von  Rechtsbehetfen
entnehmen     Sie     bitte    der     lnternetpräsenz    der     Bayerischen    VeTwaltungsgerichtsbarkeit
(,l\),L`_gh_._lpi,t..,.".`lc).

Regierungsrat

`d\,
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Landratsamt Oberallgäu
Bauen , Technischer Umweltschutz
Bauen

LaLasdra(samtOberallgau.f}ostbch,87518San!hoft}n

aeaen Emi]farmsbestätiauna

Nebemombahn AG
z` t.`td. des \flertretungsberechtigten Vorstands
Nebelhomstraße 67
87561 0berstdorf

Aktenze)chem SG 21®096/i9
Sachbearbefler: Herr Pfejl

S Tel.-Dufchwahl: 08321ß12423
Fax-Nummer:  08321 Ä}12-5?2

Zimmer-Ni.: 3`14
amaü: kari-hejnz,pfell@lra-oa ,bayemde

Sonthofen.19.0Ö,2019

LgH
GenehmiaLinq nach dem Bauqegetzbueh. der Baverischen Bauordnuna urid des Baveri,

sclien Ab"abLmasaesetzes für den Einbau von AushübmaGerial sov\Äe deri GeländoabtraQ
Ürid Einbau des A13ssenöbc"stimses ins Gelände

im Nahebereich deJ ü"elst3tion SeealDe

VdlLzug  des  Baügesetzbuchea  |BauGBb  der  Bayerisch®n  Baiiordnung  (BayBO)  iind  des

T#l::::l#3=#ffiT-äffigmdElnbatldesMassenüberachusseairB
Geländ®  im  l\lahebeneieh der MitSelstatlon Seealp® in Oberstdorf,  Seealpe  1,  FINm.:  2839,
2139/2,2844,GemarküngOberstdoTf

Anlaaem:           1  Mappe Genehmigungsunterlagen
1  KostemBchnung

Das Landratsamt Oberallgäu erlässt folgenden

BESCHEID

1 .   Das Vorhaben - Einbau von Aushül)material ao»rie Geländeabtrag md Elnbau dos Mas-
senüberschugses  ins  Geläiide  im  Nah®bereich  def ""lstation  Seealpe  - wird  na€h
Maßgabe der beiliegenden, geprüften und nevidierien Bawortagen nach § 35 Abs, 2 BaiiGB im
vereinfachten Genehmlgungsveriahren nach Aft. 59 BayBO und An. 9 BayAbgrG genehmigt.

Die nachstehend aufgefümen Nebenbestimmungen (111,) sind Bestandteil dieses Bescheides.

2    Von dieser Genehmigung dari nur Gebrauch gemacht werden, falls die unter Teil  1  enthaltene
Bau- und Betriebsgenehmigung für die Nebelhombahn-AG zum Bau und Betrieb einer kuppel-
baren Zweiseil-Umlaufbahn in 2 Sektionen zur Ausführung kommt.

3`   Dje Kosten des Veriamens hat der Amagsteller zu tragen.

4.   Für diesen Bescheid wefden fo©ende Kosten festgesetzt:

Genehmigungsgebühr:           2.505,00 €
Auslagen                                            31,00 E
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HINWEIS
Sind in der Genehmigung keine anderen Fristen bestimmt,  §o erlischt sie,  wenn innerhalb von
vier  Jahren  nach  Erteilung  der  Genehmüung  mft  der  Ausführung  nicht  begonnen  oder  die
Bauausführung vjer Jahre  unterbrochen worden ist.  Die  Frist kann auf schriftlichen. Antrag je-
weils  bis  zu  zwei  Jahren  verlängert  werden  (An.  69  Abs.  2  BayBO,  Art,  9  Abs.   1   Satz  2
BayAbgrG). Der Antrag muss vor Fristablauf beim Landratsamt eingegangen sein.

GRÜNDE

'.

Der  oben  genannte  Bauherr  hat  einen  Antrag  auf Abgrabungsgenehmigung  nach  dem  Bayeri-
schen Abgrabungsgesetz  (BayAbgrG) für das Bauvorhaben Geländeabtrag  und  Einbau  im  Rah-
men des Neubaus der Mittelslation Seealpe gestellt. Die geplanten Aufschüttungen resultieren aus
dem Aushubmaterial im Mittelstatjonsbereich und dem Massenüberschuss aiis den Abgrabungen
im Zwischenstationsbereich.

Die betroffenen Träger öffentlicher Belange wimden zu dem Bauvorhaben gehört.

11.

1     Das  Landratsamt Oberallgäu  ist zum  Eriass dieses  Bescheides sachlich  und örtlich zu§tändig
(Art.  53 Abs.  1  Bayerische Bauordnung -BayBO -vom  14.08.2007, GVBI S.  588, Art.  3 Satz 1
BayAbgrG   vom   27.12.1999,   GVBI   S.   532.   Art.   3   Bayer.   Verwaltungsveriahrensgesetz   -
BayvwvfG- vom 23.12.1976, GVBI S. 544, jeweils in der zuletzt geänderten Fassung).

2.    Die Abgrabiingen  und  die  daraus  gesuTtierenden Aufschüttungen  im  Bereich  der  Mittelstation
dienen als unselbststandige Maßnahmen der Vorbereitung des Bauvorhabens an der Mmelsta-
tion  (Aushubmaterial). gelten somit gemäß § 2 Abs.  1  Nr.  3  BayBO als  bauliche Anlagen  und
sind genehmigungspflichtig nach Art.  55 BayBO.  Dje selbstständigen Abgrabungen und unmit-
telbar aus dem Massenüberschuss resurtierenden Aufschüttungen im Zrischenstationsbereich
sind genehmigungspflichtig nach Ar!. 6 BayAbgrG.
Das Vorhaben widerspricht nicht öffentlich-rechtlichen Vorschriften, die im jeweiligen Verfahren
zu prüfen waren. Die Genehmigung kann daher unter den im Anhang abgedruckten Nebenbe-
stimmungen  und  Hinweisen  erteilt werden  (Ah.  59  BayBO,  Art.  9  BayAbgrG  i.  V.  m.  Art.  36
Abs. 2 BayvwvfG).

3.    Die Kostenfestsetzung beruht auf Art.1, 2, 6 und 10 des Kostengesetzes vom 20.02.1998,
GVBl. S. 43, i. V. m. Tam-Nr. 2.1.1/1.53 des Kostenverzeichni§ses zum Kostengesetz.

Tll

1. AUFLACEN NATURSCHUTZ

1.1

Für die  Gesamtbaumaßnahme  inklusive  aller Vermeidungs-,  Minimierungs-  und Aiisgleichsmaß-
nahmen  ist  im  Einvemehmen  mit der unteren  Naturschutzbehörde eine quamzierte  ökologische
Baubegleitung  festzulegen.  Eine  Dokumentation  der Umwembaubegleilung  ist der unteren  Natur-
schutzbehörde  unaufgeforderl zeitnah  (zumindest an jedem Monatsende)  sowie  nach Abschluss
des Vorhabens vorzulegen. Die ökologische Baubegleitung hat die Aufigaben der lnformation, Kon-
trolle,  Beratung  und  Prüfung vor, während und nach der Bauphase in Anlehnung an die Vorgaben
des  Bayerischen  Staatsministerium des lnnem und des Handbuchs für Vergabe und Ausführung
von freiberuflichen Lei§tungen im Siraßen und Brücken-bau (HVA F-StB) des BMl für Verkehr und
digltale lnfrastruktur zii Übemehmen.
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1.2
Der Landschaftspflegerische Begleftplan des Büros Narr-Rist-Türk (Beilagen  15a,15d zu den An-
tragsunterlagen  der Bau- und  Betriebsgeriehmjgung der Nebelhombahn)  §owie die  spezielle  ar-
tenschutznec"iche Prüfiing (Beilage 18 zu den Antragsunterlagen der Bau-und Betriebsgenenmi-
gung der NebelhQmbahn), sind Bestandteil der Gesta«ung. Sämtliche Maßnahmen §ind sach- und
fristgerecht umzu§etzen ~

1.3
Die Ausglejchs~  und  Eingrünungsrnaßnahmen sind  spätestens  im  Herbst 2021  umzusetzen  und
durch die untere Natursdiutzbehörde abzurmhmen. Die Flächen sind der Unteren Naturschutzbe-
hörde im shape~Forrnat zu überm."eln.

1.4
Das Baufeld  ist jm  Herbst von Gehölzen zLi räumen. Gehöke,  die als Überwlnterungsquanler für
Fledermäuse dienen sind ausscmeßÜch in der Aktiyitätszeit der Tlere zu fällen.

1.5
Das Baufeld ist auf das Minjmum zu begrenzen,  angrenzende Strukturen und Biotopflächen sind
mittels geeigneter Absperrvorrichtungen zu begrenzen. Die DIN  18920 zum „Schutz von Bäumen,
Pfla"zenbeständen  und  Vegetationsflächen  bei  Baumaßnahmenß  ist einzuharten.  Die  Vorgaben
des § 12 BBodschv sind zu beachten,

1.6
Bodeneingriffe  (Fräsen  von Wurzelstöcken  o.  ä.)  und "efbauarbei{en  sind  au§schließllch  in  der
Aktivitätszeit von Alpensalamander md llaselmaus und außerhaü der Wtntermhe vorzunehmen.
so dass ein  vorheriges Absammeln der lndividiien aus dem  Baufeld möglich  ist.  Die Aktivitätszelt
von AdpensaJamander im Raum Oberstdori beginnt effahrungsgemäß wmerungsabhänglg erst En-
de Juni.

1.7
Baufelder mit potentiellem AJpensalamandervorkommen sind mittel§ einseltig überwindbarem  Rep-
tilienzaiin zu sichem, der tieren, die sich im Baufeld berinden, dle Möglichkei! gibt, dieses zu ver-
lassen, aber ein Einwandem in das Baufeld verhinded,

1.8
Bearbejtete Flächen sind umgehend natiimah wieder zu begrünen. Oberboden ist mR Rasensoden
abzutragen,  fachgerecht zu  !agern  und  wieder einzubauen.  Begrüm wird  mit!els  Heumulchsaat
(und/oder Heudruseh), die au§ naheliegenden, anenreichen Flächen gewonnen wird.

1.9
Erforderliche Hubschrauberflüge sind aus artenschiitzrech«ichen Gründen fmhzeit©  mil der Unte-
ren  Naturschutzbehörde  und  dem  Gebietsbetreuer Allgäuer  Hochalpen,  Hem  Hennjng  Werth
(Tel.: 08321619036; E~Mail: wenh@lbv.de). abzustimmen.

2. AUFLAGEN wAssERmRTscHAFTSAMT KEmpTEN

2.1
Die Oberböden erfüllen die natürlichen Bodenfunktionen (nach BBodschG) in besonderem Maße,
diese  Furiktjonen  sjnd  nach  diesen  erheblichen  Eingriffen  gemäß  den  gesetzlichen  Grundlagen
wiederherzustellen.

2.2
Es ist ein bodenschutzfacmiches Konzep* zu erstelk}n. Dieses muss beinhalten wie,

•    die Böden (Oberboden und ggf. der anstehende kul"rfäriige umerboden) ausgebaut,
•     gelagert'

48



•     im kutturiäh©en zustand erhallen, und
•    vrieder ordnungsgemäß eingebaut \A/erden.

Das Konzept ist dem Wasserwirtschaftsamt vor Beginn der Bauarbeiten vorzulegen.

2.3
Für alle anfallenden Erdarbeiten sind die allgem©in geltenden Nomen DIN  18915 Kapitel 7.3 und
die DIN 19731 zLim sachgemäßen Umgang und zur rechtskonformen Verwertung des Bodenmate-
riales anzuwenden.

2.4
ünsich";h Lawnen ist festzustellen, dass der Standori der M'fttelstatbn Seealpe §owie die Skiplg-
te in  Richtung  Bergstation von der GeißFUßlawim sorie den weiter Östlich folgenden Lawinenstri-
chen, so We auch blsher schon, gefährdet ist.
Geeignete Schutzmaßnahmen sind hier zu treffen.

3. AUFLAGEt\l ABFALIRECHT

3.1
Auf  dem  Gelände  daff  nur  nicm  verwenbaner,  unbelasteter  (schadstoffleier)  Erdaushub  gbgg
Fremdbestandt6jle zur Veriüllung  eingebaiß werden.  Bauschu«  Flausmüll,  Straßenaufbruch,  ln-
dustriemüll,  Kunatstoffe,  wassergefährdende  Stoffe,  Klärschlamm,  Fäkalschlamm,  asbesthartjge
Abfälle, ölverschmutzles Erdreich, HiDlz, Gar!enabffille oder sonstige organische Materialien dürfen
nicht auf die Deponie verbracht werden.

3,Z
Aushub gilt als unbelastet, wenn die Zuordnungswene Z 0 naeh Anlage 3, Tabelle 2, de§ Bayeri~
schen Leitfädens zur Veri@llung von Gmben,  Brüchen und Tagebauen i,d.F.  vom 09.12.2005 ein-
g~werden.
3.3
Das Einbaumateria[ ist aiialytisch zu untersuchen, wem es sich nicht um offensichtlich unbelaste-
tes Aushubmaterial handelt (Nutzung, V0rieldkontrolle, Vürerkundung).

3.4
Das  Bodenmaterial muss grundsätzlich frei von organischen Materialien sein,  d.ri  ohne Beimen-
gung von Wurzelstöcken` Ast~ und Stammholz.

3.5
Der humose Oberboden ist abschnmsweise abzüschieben und seitlich nicht höher als 2 m zu  La-
gem. Die Oberbodenmiete dari nicht befahren wenden,

3.8
Sollte clie Oberbodenmiete länger als 3 Monate gelagert werden, ist diese zu begrünen.

3.7
Der kulturiämge  Unterboden ist ebenfa«s abzuscmeben und auf anstehendem  Unterboden zu la-
gern.  Altemativ kann die Unterb®denmiete auf der mit Geotextil  ausgelegSen Grasnarbe gelegerrt
weTdem

3.8
Nach Aufl:>riiigen des natümchen ff=remd-)Bodenmateriaß smd der zuvor abgetragene Umer- uncd
Ooberboden  vorzugsweise  mit  Bagger m der urspri]nglichen Abfolge und mit gleicher Mächtigkeit
wieder aufzutfiagen.
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3.9
Das Bauvorhaben  ist möglichst zügjg durchzuführen;  ejn langes poffermegen" des Bodens jst zu
vermeiden.

3.10
Frisch  geschüftete  Böden  sind  möglichst  uwerzüglich  zu  begrünen,  Auf eine  bodenschonende
Ersteinsaat (z.B.  kejne wendenden,  hochtourig mtierenden Geräb ve"enden,  wenige Überfahr-
ten, Maschinen mit geringem Gewicht etc.) l§t zu achten.

4. AUFLAGE DES «ARKTES OBERSTDORF

Vor Beginn der Baumaßnahme ist auf der §trecke zyrischen dem Beginn der Schanzenstraße und
der Mittelstation Seea lpe ein BeweissicherungsveffahrBn durchzuführen.

5. HINWEISE

5.1
Für die Bauausftlhrung sind dle genehmigten Baworiagen maßgebend,  Die anerkannten Regeln
der Baukunst und Technik, insbesondere die vom Bay®r. Staatsministerium dgs lnnern e{ngeführ-
ten technischen  Baubestimmungen  und  die einschlägigen  Unfallvemütungsvorschmen  sjnd  ein-
zuhallen.
Betone der Überwachungsklassen 2 und 3 sind gemäß DIN EN 136700lN 1045-3 zu überwachen
iind durch eine Überwachungestelle zu übeürüfen.  Dk! Ergebnisberichte der Überwachungsstelle
müssen auf der Baustelle vorljegen und sind auf Verlangen der Bauaufsichtsbehörde vorzulegen.

5.2
Da§ Mederschlagswasser ist auf eigenem Grund vor Ort zu beyririschaften {Sammeln, Rückhaltenf
Nutzen, Versickem oder EinkBften)`

5.3
Die Prüfung des Vorhabens nach Ari` 59 BayBO eriobte nur jm Hinblick auf:
-      die überelnstjmmung mft den vorschrffien über die zulässigkejt der baulichen Anlage nach den

§§ 29 bis 38 BauGB,
die übereinstimmung mft den vorschriften über Abstandsflächen nach Art. 6 BayBO,

•      die  Übereinstimmung  m evü.  Örtrichen  Bauvorschriften der Gemeinde im  Sjnne des Art,  81
Abs`  1  BayBO,

~      beantragte Abweiehungen im sinne des An. 63 Ab8.1  und Abs. 2 Satz 2 BayBO,
•      andere  Öffentlich-rechlliche  Anforderungen,   sQweü  wegen  der  Baugenehmigung  eine  Ent-

scheidung nach anderen öffentljch4echtlichen Vorschriften entfälft oder eTseGt wird.

lnsbe§ondere musste die Standsicherheit für das Vorhaben nlcht geprüft werden.  Es wird jedoch
ausdrücklich darauf mngewiesen, dass die Einha«ung der im Rahmen des Ari. 59 BayBO njchi zu
prüfenden Vorschriften in der Verantwortung des Baworiagenberechtigten, der Sachverständigen
sowie des Bauherm liegt.

S.4
Das VQrhaben liegt innerhalb des Landschaftsschutzgebietes nAJ©äuer HQchalpenkefte° (Kreisvo
vom  26.7.1972 Abl.  Nr.  24 vom  5.8.1972).  Nach § 3 Abs`  1  Buchst.  a  dieser Verord"ng  bedarf
das Varhaben einer natur§chutzrechtlichen Erlaubnis<  Diese Eriaubnis lst gem. Art.18 Abs` 1  Bay-
NatschG in dieser Bau- und Abgrabungsgenehmigung enthaften
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Rechtsbehelf§belehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats riach seiner Bekanritgabe Klage erhoben
werden bej dem

Bayerisctten Verwaltüngsgericht Augsbürg in 86152 Aügsburg, KomhaLisga§se 4
Postfacharischrift: Posffach 1123 43, 86048 Aügsburg

Hausanschrift; Komhau99asse 4, 86152 Augsbürg

schriftlich,  zur  Mederschrift  oder  elektronisch  in  einer für  den  Schriftformersatz  zL[9elassenon
Form,

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayem) und den Gegenstand des Klagebe-
gehrens bezeichnen  und soll einen  bestimmten Antrag entha«en.  Die zur Begründiing dienenden
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefdch(ene Bescheid soll in Urschm oder in
Abschrift  beigefügt werden.  Der  Klage  und  allen  Schriftsätzen  sollen  Abschriften  für die  übrigen
Beteiligten beigefügt werden.

Die  Klage  gegen diesen  Bescheid  hat keine  aufschiebende V«rkung.  Die Wiederherstellung  der
aufschiebenden Wirkung kann beim vorgenannten Verwanungsgericht beantragt werden.

H inweise zur RÖchtBbehelfsbeEehrtmq :

Dle  Einlegung  eines  Rechtsbeheffs  per einfacher E"ail  ist nicht zugelassen  und entfaltet k§!ne
rechtlichen  Wirkungen!  Nähere  lnformationen  zur elektronischen  Einlegung  von  Rechtsbehelfen
entnehmen     Sie    bitte    der    "ernetpräsenz    der    Bayerischen    Verwaltungsgerichtsbarkeit
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